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A. Einleitung
„During the colonial period we 
suffered not only from colonialism, 
slavery, economic exploitation, but 
also and above all from the barbarous, 
systematic pillaging of all our works of 
art. In this way the rich countries 
appropriated our best, our unique 
works of art, and we are therefore 
poor not only economically but also 
culturally. […] That is why I would […] 
ask this General Assembly to adopt a 
resolution requesting the rich Powers 
which possess works of art of the poor 
countries to restore some of them so 
that we can teach our children and our 
grandchildren the history of their 
countries.”1  

Diese Worte richtete der ehemalige zairische 
Präsident General Mobutu 1973 an die UN-
Generalversammlung in New York. Seine Rede gilt 
als der Beginn einer (völkerrechtlichen) Debatte um 
die Rückgabe von unter kolonialen Bedingungen 
entwendeten Kulturgütern, die bis heute anhält. 

Der Kolonialismus bestimmte die Weltordnung vom 
15. bis zum 20. Jahrhundert. Die Kolonialmächte 
besetzten dabei ausländische Gebiete und 
unterwarfen diese gewaltsam ihrer Herrschaft.2 

 
1 United Nations General Assembly, Address by General Mobutu 
Sese Seko, President of the Republic of Zaire, 04. Oktober 1973, UN 
Doc. A/PV.2140, S. 15, Ziff. 176–178. 
2 Kolonialmächte waren v.a. Portugal, Spanien, die Niederlande, 
England, Frankreich, Belgien, Deutschland, Italien, Russland, Japan 
und die USA, vgl. Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung, Historischer Hintergrund, 
Kolonialismus und Aufarbeitung der Vergangenheit, 20. Juli 2023, 
https://www.bmz.de/de/themen/kolonialitaet/historischer-
hintergrund-168850. 
3 Der Begriff „Kulturgut“ wird weder im Völkerrecht noch im 
innerstaatlichen Recht einheitlich definiert. Er weist einen in Zeit 
und Raum dynamischen Charakter auf, vgl. S. von Schorlemer, 
Internationaler Kulturgüterschutz, Ansätze zur Prävention im 
Frieden sowie im bewaffneten Konflikt, Duncker & Humblot, Berlin 
1992, S. 46ff.; vgl. auch B. Schönenberger, Restitution von 
Kulturgut, Anspruchsgrundlagen – Restitutionshindernisse – 
Entwicklung, Stämpfli Verlag, Bern 2009, S. 44. In der folgenden 
Untersuchung werden deshalb die in den Vertragstexten 
enthaltenen Definitionen beachtet. Wenn keine Definition vorliegt, 
sind mit dem Begriff im Folgenden Güter gemeint, die sich durch 
ihre Bedeutung für bestimmte Menschen von regulären Gütern 
abheben und dementsprechend wertgeschätzt werden, in 
Anlehnung an Art. 1 des Übereinkommens über Maßnahmen zum 
Verbot und zur Verhütung der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und 
Übereignung von Kulturgut (Convention on the Means of 
Prohibiting and Preventing the Illicit Import, Export and Transfer of 
Ownership of Cultural Property) [UNESCO-Konvention von 1970], 
14. November 1970, 823 UNTS 231, S. 234. 
4 C. Labadie, „Decolonizing collections: A legal perspective on the 
restitution of cultural artifacts”, in: ICOFOM Study Series, 49 (2), 
2021, S. 134. 

Während der Besatzungen kam es zu einer 
massenhaften Verbringung von Kulturgütern3 aus 
den kolonialisierten Ländern. Obgleich diese 
Transaktionen von u.a. Kunstwerken, Artefakten 
und archäologischen Funden nicht nur auf 
Diebstahl, sondern auch auf Handel und 
Schenkungen basierten,4 fanden sie in einem 
System starker Machtasymmetrien statt.5 Sarr und 
Savoy beschreiben sogar das Bestehen eines 
„veritablen rationalisierten Systems zur Ausbeutung 
von Kulturerbe“.6 Da der Wert von Kulturgütern sich 
u.a. im Kontext ihrer Geschichte und ihrer 
Ursprungsgemeinschaft ergibt,7 stellen sie einen Teil 
der Identität derjenigen Gemeinschaft dar, in der sie 
erschaffen wurden8. Die massenhafte Verbringung 
von Kulturgütern war somit ein Raub der Identität 
von Ursprungsgemeinschaften, welcher 
intergenerationellen Schaden anrichtete.9  

Auch wenn die Epoche des Kolonialismus in den 
Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg zu Ende 
ging,10 befindet sich noch schätzungsweise 90% des 
Kulturguts allein aus afrikanischen Ländern südlich 
der Sahara in westlichen Sammlungen.11 
Rückgaben12 der verbrachten Kulturgüter könnten 
einen Teil der verlorenen Identität der 
Ursprungsgemeinschaften wiederherstellen und 

5 S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, Eine postkoloniale Agenda für das 
Kulturerbe Afrikas und für Restitutionen, Verlag Barbara Budrich, 
Leverkusen-Opladen 2025, S. 43. 
6 F. Sarr; B. Savoy, Zurückgeben, Über die Restitution afrikanischer 
Kulturgüter, Matthes & Seitz, Berlin 2019, S. 118. 
7 B. Goel, „,All Asiatic Vague Immensities’: International Law, 
Colonialism and the Return of Cultural Artefacts”, in: Third World 
Approaches to International Law Review: Reflections, 41, 2022, S. 3. 
8 S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 249; S. von Schorlemer, 
Internationaler Kulturgüterschutz, 1992, S. 42f. 
9 F. Sarr; B. Savoy, Zurückgeben, 2019, S. 23. 
10 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, Historischer Hintergrund, Kolonialismus und 
Aufarbeitung der Vergangenheit, 
https://www.bmz.de/de/themen/kolonialitaet/historischer-
hintergrund-168850; Präambel und Art. 1 United Nations General 
Assembly, Declaration on the Granting of Independence to Colonial 
Countries and Peoples, 14. Dezember 1960, UN 
Doc. A/RES/1514(XV), S. 67.  
11 Vgl. A. Godonou, in: K. Matsuura et al., Museums, Memory and 
Universality, UNESCO Forum on Memory and Universality, UNESCO 
Headquarters, Paris, 5 February 2007, S. 61–64, hrsg. von L.V. Prott 
(Hrsg.), Witnesses to History, A Compendium of Documents and 
Writings on the Return of Cultural Objects, UNESCO, Paris 2009, 
S. 61. Davon sind allein mehr als eine halbe Million afrikanischer 
Objekte in den größten öffentlichen Museen in Paris, Berlin, 
London, Brüssel, Wien, Amsterdam und Leiden, vgl. F. Sarr; 
B. Savoy, Zurückgeben, 2019, S. vi. 
12 Zur terminologischen Unterscheidung zwischen „Rückgabe“ und 
„Restitution“ siehe S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter 
for African Cultural Renaissance“, 2025, S. 52f. 
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einen Beitrag zur Lösung postkolonialer Konflikte 
leisten.  

Diese Untersuchung betrachtet die 
Rückgabedebatte aus einer völkerrechtlichen 
Perspektive und nimmt sich der Frage an, inwiefern 
das Völkerrecht einen allgemeinen 
Rückgabeanspruch seitens der Ursprungsstaaten13 
auf ihr unter kolonialen Bedingungen verbrachtes 
Kulturgut bereitstellt. Dazu werden zunächst die 
völkerrechtlichen Rechtsgrundlagen auf mögliche 
Rückgabeansprüche für unter kolonialen 
Bedingungen verbrachtes Kulturgut untersucht. 
Anschließend erfolgt eine Analyse ihrer praktischen 
Anwendung. Abschließend wird kritisch geprüft, ob 
andere, rechtspolitische Instrumente eine 
Grundlage für die Rückgabe bieten und ob 
Reformbedarf besteht.  

B. Völkerrechtliche 
Rückgabeansprüche 
(lex lata) 

Ein allgemeiner Rückgabeanspruch für unter 
kolonialen Bedingungen verbrachtes Kulturgut 
könnte sich aus den Rechtsquellen des Völkerrechts 
nach Art. 38 Abs. 1 IGH-Statut14 oder aus dem Soft 
Law ergeben. 

I. Vertragsrecht 
Ein Rückgabeanspruch könnte sich im 
völkerrechtlichen Vertragsrecht finden, welches seit 
1954 spezifische Regelungen zur Rückgabe von 
Kulturgut aufgreift.15 

 
13 Ursprungs- bzw. Herkunftsstaaten (alternativ Ursprungs- bzw. 
Herkunftsländer) sind meist Staaten des globalen Südens, denen 
Kulturgut entwendet wurde. Marktstaaten sind dahingegen meist 
Staaten des globalen Nordens, in denen sich verbrachtes Kulturgut 
befindet, vgl. A. Tasdelen, Das völkerrechtliche Regime der 
Kulturgüterrückführung, in: S. Groth; R. F. Bendix; A. Spiller (Hrsg.), 
Kultur als Eigentum: Instrumente, Querschnitte und Fallstudien, 
Universitätsverlag Göttingen, Göttingen 2015, S. 230.  
14 Art. 38 Abs. 1 IGH, Statut des Internationalen Gerichtshofs 
(Statute of the International Court of Justice) [IGH-Statut], 26. Juni 
1945, 33 UNTS 993, für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft 
getreten mit BGBl. 1973 II, S. 505: Anwendbar sind demnach 
internationale Abkommen, Völkergewohnheitsrecht, allgemeine 
Rechtsgrundsätze sowie gerichtliche Entscheidungen und die 
Lehren der anerkanntesten Autoren der verschiedenen Völker als 
Hilfsmittel zur Feststellung der Rechtsnormen. 
15 A. Tasdelen, Das völkerrechtliche Regime der 
Kulturgüterrückführung, 2015, S. 228. 
16 Haager Konvention zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten 
Konflikten (Hague Convention for the Protection of Cultural 
Property in the Event of Armed Conflict), 14. Mai 1954, 
249 UNTS 240, S. 1233. 
17 Dies wird in der Präambel der Haager Konvention von 1954 
erwähnt, vgl. ebda. 
18 G. Carducci, The Growing Complexity of International Art Law: 
Conflict of Laws, Uniform Law, Mandatory Rules, UNSC Resolutions 

1. Die Haager Konvention zum Schutz von 
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten 
von 1954 

Die Haager Konvention von 195416 wurde nach der 
verheerenden Zerstörung von Kulturgut im Ersten 
und Zweiten Weltkrieg verabschiedet17 und stellt 
den ersten multilateralen Vertrag dar, der spezifisch 
auf die Restitution von beweglichem Kulturgut 
eingeht.18 

Nach der Kulturgut-Definition in Art. 1 fallen die in 
der Kolonialzeit verbrachten Kulturgüter 
grundsätzlich in den Anwendungsbereich der 
Konvention.19 Die in der Konvention enthaltenen 
Grundprinzipien zum Schutz und zur Erhaltung von 
Kulturgütern zählen nach herrschender Meinung 
zum Völkergewohnheitsrecht und gelten somit auch 
gegenüber Staaten, welche die Konvention nicht 
ratifiziert haben.20 Ein Rückgabeanspruch seitens 
des Ursprungsstaates auf verschleppte Kulturgüter 
kann aus Art. 1 Abs. 3 des Ersten Protokolls 
hergeleitet werden.21 Demnach muss jede 
Vertragspartei bei der Beendigung von 
Feindseligkeiten auf ihrem Gebiet befindliches 
Kulturgut den zuständigen Behörden des früher 
besetzten Gebiets zurückgeben.  

Allerdings findet die Haager Konvention von 1954 
lediglich Anwendung für in bewaffneten Konflikten 
verbrachtes Kulturgut.22 Es wird abgelehnt, „die Zeit 
kolonialer Besetzung insgesamt als eine Art 
bewaffneten Dauerkonflikt zu sehen“.23 Nach 
damaligem, von den Kolonialmächten entwickeltem 
Völkerrecht startete ein Krieg durch eine 
Kriegserklärung zwischen zwei anerkannten 

and EU Regulations, in: B. T. Hoffman (Hrsg.), Art and Cultural 
Heritage, Law, Policy and Practice, Cambridge University Press, 
Cambridge 2006, S. 79. 
19 Art. 1 lit a) der Haager Konvention von 1954 definiert Kulturgut 
ohne Rücksicht auf Herkunft oder Eigentumsverhältnisse u.a. als 
bewegliches oder unbewegliches Gut, das für das kulturelle Erbe 
aller Völker von großer Bedeutung ist. 
20 J.-M. Henckaerts; L. Doswald-Beck, Customary International 
Humanitarian Law, Volume I: Rules, International Committee of the 
Red Cross, Cambridge University Press, Cambridge 2005, S. 129; 
Ebda., S. 135ff.; IKRK, Humanitäres Völkerrecht und Richtlinien über 
Kulturgüter, o.D., https://www.icrc.org/de/recht-und-
politik/kulturgueter#text1218698; Deutscher Bundestag, 
Wissenschaftliche Dienste, Ausarbeitung, Rückführung von 
Kulturgütern aus Kolonialgebieten, Rechtsgrundlagen für 
Ansprüche auf Restitution, 04. Mai 2018, WD 10 – 3000 – 023/18, 
S. 9. 
21 Erstes Protokoll zum Haager Abkommen von 1954 für den Schutz 
von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten vom 14. Mai 1954 (First 
Protocol to the Hague Convention of 1954 for the Protection of 
Cultural Property in the Event of Armed Conflict), 14. Mai 1954, 
BGBl. 1967 II, S. 1233, Art. 1 Abs. 3 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 des Ersten 
Protokolls und Art. 4 Abs. 3 der Haager Konvention von 1954. 
22 Art. 18 Abs. 1 der Haager Konvention von 1954. 
23 Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Rückführung 
von Kulturgütern aus Kolonialgebieten, 2018, S.10. 

https://www.icrc.org/de/recht-und-politik/kulturgueter#text1218698
https://www.icrc.org/de/recht-und-politik/kulturgueter#text1218698
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Staaten.24 Auch wenn es im Rahmen kolonialer 
Besetzungen durchaus zu Kriegen mit förmlichen 
Kriegserklärungen kam,25 galt das Kriegsrecht 
lediglich für „zivilisierte“ Völker, wozu Kolonien nicht 
gezählt wurden.26 Kriegerische Konflikte in Kolonien 
galten demnach nicht als internationale bewaffnete 
Konflikte.27 Aufgrund dessen ist in der 
Untersuchung eines allgemeinen 
Rückgabeanspruchs von unter kolonialen 
Bedingungen verbrachtem Kulturgut ausschließlich 
Völkerrecht zu betrachten, welches auch in 
Friedenszeiten Anwendung findet.  

2. Das UNESCO-Übereinkommen über 
Maßnahmen zum Verbot und zur 
Verhütung der unzulässigen Einfuhr, 
Ausfuhr und Übereignung von 
Kulturgut von 1970 

Die UNESCO-Konvention von 197028 wurde im 
Kontext der Dekolonialisierung verabschiedet und 
findet im Gegensatz zur Haager Konvention von 
1954 sowohl in friedlichen Zeiten als auch in Zeiten 
militärischer Besatzung Anwendung.29 

Nach der Kulturgut-Definition in Art. 1 können 
Staaten ihr Kulturgut selbst definieren. Dafür muss 
es von Bedeutung sein und sich in mindestens einer 
der in Art. 1 lit a–k) protokollierten Kategorien 
befinden. Ein Rückgabeanspruch für unter 
kolonialen Bedingungen verbrachtes Kulturgut 
könnte sich aus Art. 7 b) lit ii) i. V. m. Art. 7 b) lit i) 
ableiten. Der Anwendungsbereich hierfür ist auf 
Kulturgüter beschränkt, die aus einem Museum, 
einem religiösen oder weltlichen öffentlichen 
Baudenkmal oder einer ähnlichen Einrichtung 
gestohlen worden sind.30 Noch dazu muss ein 
Nachweis erbracht werden, dass das gestohlene 
Gut zum Bestand jener Einrichtung gehört.31 

 
24 C. Labadie, „Decolonizing collections: A legal perspective on the 
restitution of cultural artifacts”, in: ICOFOM Study Series, 49 (2), 
2021, S. 137; Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Die 
völkerrechtliche Definition von Krieg, 21. November 2007, 
WD 2 – 3000 – 175/07, S. 3. Zur Untersuchung des 
völkerrechtlichen Status von Kolonien siehe Abschnitt B. II. 2. b). 
25 Z.B. Zweiter französisch-dahomäischer Krieg 1892 und Herero-
Krieg, vgl. J. A. Kämmerer; J. Föh, „Das Völkerrecht als Instrument 
der Wiedergutmachung? – Eine kritische Betrachtung am Beispiel 
des Herero-Aufstandes“, in: Archiv des Völkerrechts, 42 (3), 2004, 
S. 301. 
26 Ebda., S. 315. Näheres zum Narrativ der „zivilisierten Völker“ 
beschreibt S. von Schorlemer, UNESCO-Weltkulturerbe und 
postkoloniale Diskurse: Eine völkerrechtliche Betrachtung, Nomos, 
Baden-Baden 2022, S. 60ff. 
27 S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 153. 
28 UNESCO, Übereinkommen über Maßnahmen zum Verbot und 
zur Verhütung der rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und 
Übereignung von Kulturgut [UNESCO-Konvention von 1970], 
14. November 1970, 823 UNTS 231. 
29 Art. 11 UNESCO-Konvention von 1970. 
30 Art. 7 b) lit i) UNESCO-Konvention von 1970. 
31 Art. 7 b) lit i) letzter HS. UNESCO-Konvention von 1970. 

Aufgrund des eingeschränkten 
Anwendungsbereichs werden Kulturgüter, die vor 
ihrer Registrierung verbracht wurden oder Privaten 
oder Gemeinschaften gehörten, für einen 
Rückgabeanspruch ausgeschlossen.32  

Für die Rückgabe von in den Anwendungsbereich 
fallenden Kulturgütern legt Art. 7 b) lit ii) die 
einschlägige Regelung nieder. Wenn ein 
Ursprungsstaat, der Vertragspartei ist, auf 
diplomatischem Weg eine Rückgabe ersucht, ist die 
Vertragspartei in Besitz des rückgeforderten 
Kulturguts grundsätzlich dazu verpflichtet, 
Maßnahmen zur Rückgabe zu ergreifen.33 
Herausforderungen können sich für einen 
ersuchenden Staat jedoch daraus ergeben, dass er 
einem gutgläubigen Erwerber oder einer Person mit 
einem gültigen Rechtsanspruch an dem Gut eine 
angemessene Entschädigung zahlen, auf seine 
eigenen Kosten seinen Rückgabeanspruch 
nachweisen und noch dazu alle Kosten im 
Zusammenhang mit der Rückgabe tragen muss.34 
Ein Rückgabeersuchen kann daher insbesondere für 
Länder, denen es an finanziellen oder personellen 
Mitteln mangelt, eine Herausforderung darstellen.35 
Der Rückgabeanspruch aus Art. 7 b) lit ii) wird also 
durch zahlreiche Einschränkungen und Hürden 
praktisch reduziert.  

Die UNESCO-Konvention von 1970 ist zudem 
lediglich auf Fälle zwischen Vertragsparteien 
anwendbar36 und betrifft nur die zwischenstaatliche 
Ebene, wodurch Rückgabeforderungen von 
Einzelpersonen ausgeschlossen werden.37 Noch 
dazu bedarf die Konvention einer Umsetzung in 
nationales Recht durch die ratifizierenden Staaten.38 
Obgleich dies die Anwendung der Konvention 
erleichtert, schadet die unterschiedliche 
Implementierung der Konvention der Einheitlichkeit 

32 C. Labadie, „Decolonizing collections: A legal perspective on the 
restitution of cultural artifacts”, in: ICOFOM Study Series, 49 (2), 
2021, S. 137f.  
33 Art. 7 b) lit ii) S. 1 HS. 1–3 i. V. m. Art. 7 b) lit ii) S. 2 UNESCO-
Konvention von 1970. 
34 Art. 7 b) lit ii) S. 1–5 UNESCO-Konvention von 1970. 
35 P. J. O’Keefe, Commentary on the UNESCO 1970 Convention on 
the Means of Prohibiting and Preventing the Illicit Import, Export 
and Transfer of Ownership of Cultural Property, 2007, S. 60. 
36 Art. 7 b) lit ii) S. 1 HS. 2 UNESCO-Konvention von 1970. Mit Stand 
vom 19. November 2024 sind 147 Staaten der Konvention 
beigetreten, vgl. UNESCO, Convention on the Means of Prohibiting 
and Preventing the Illicit Import, Export and Transfer of Ownership 
of Cultural Property, o.D., https://www.unesco.org/en/legal-
affairs/convention-means-prohibiting-and-preventing-illicit-import-
export-and-transfer-ownership-cultural?hub=416#item-2.  
37 A. Tasdelen, Das völkerrechtliche Regime der 
Kulturgüterrückführung, 2015, S. 231. 
38 M. Schneider, Was hat die UNIDROIT-Konvention von 1995 zu 
bieten?, in: Schweizerische UNESCO-Kommission (Hrsg.), Die 
UNESCO-Konvention 1970 und ihre Anwendung: 
Standortbestimmung und Perspektiven, Beiträge der Informations- 
und Austauschtagung vom 1. Juni 2010 in Bern, Dike, 
Zürich/St. Gallen 2011, S. 64. 

https://www.unesco.org/en/legal-affairs/convention-means-prohibiting-and-preventing-illicit-import-export-and-transfer-ownership-cultural?hub=416#item-2
https://www.unesco.org/en/legal-affairs/convention-means-prohibiting-and-preventing-illicit-import-export-and-transfer-ownership-cultural?hub=416#item-2
https://www.unesco.org/en/legal-affairs/convention-means-prohibiting-and-preventing-illicit-import-export-and-transfer-ownership-cultural?hub=416#item-2
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ihrer Interpretation sowie ihrer Anwendung39 und 
ist Grund dafür, dass die UNESCO-Konvention von 
1970 keine unmittelbare Anspruchsgrundlage für 
die Rückgabe von Kulturgütern enthält.40 

Das zentrale Problem in Hinsicht auf 
Rückgabeansprüche von Kulturgütern aus 
kolonialen Kontexten41 ergibt sich jedoch aus der 
fehlenden Rückwirkung der Konvention. Die 
Argumentation, dass Art. 7 b) lit ii) die Illusion eines 
Anspruchs auf eine Rückführung von Kulturgütern, 
die in der Vergangenheit ihren Ursprungsstaat 
verlassen haben, vermittelt,42 lässt sich bereits 
durch den klaren Wortlaut des Artikels widerlegen. 
Dieser definiert den zeitlichen Anwendungsbereich 
als jenen nach Inkrafttreten des Übereinkommens.43 
Jegliche Rückgabeansprüche können somit nur ab 
dem Zeitpunkt der Ratifizierung geltend gemacht 
werden, wodurch Kulturgüter aus kolonialen 
Kontexten davon ausgeschlossen sind. Das hier zu 
erkennende Prinzip der Nichtrückwirkung greift 
zwar gewöhnlich für internationale Verträge,44 hätte 
jedoch nach Art. 28 WVK durch eine im Vertrag 
enthaltene abweichende Bestimmung aufgehoben 
werden können. Ein solcher Entwurf wäre jedoch 
nicht weitreichend ratifiziert worden.45 Nach der 
UNESCO-Konvention von 1970 blieb 

 
39 Ebda., S. 65.  
40 B. Schönenberger, Restitution von Kulturgut, 2009, S. 82.  
41 Zur Terminologie „kolonialer Kontexte“, die über eine territorial-
geographische Sichtweise hinausgeht, siehe S. von Schorlemer, Die 
panafrikanische „Charter for African Cultural Renaissance“, 2025, 
S. 49ff. 
42 So argumentiert K. Siehr, „Mystifizierung und Entmystifizierung 
von Kulturgütern und das Recht“, in: KUR – Kunst und Recht, 3 (4), 
2011, S. 90. 
43 Art. 7 b) lit ii) S. 1 HS. 4 UNESCO-Konvention von 1970. Die 
Konvention ist somit nicht rückwirkend anwendbar, vgl. auch 
P. J. O’Keefe, Commentary on the UNESCO 1970 Convention on the 
Means of Prohibiting and Preventing the Illicit Import, Export and 
Transfer of Ownership of Cultural Property, 2007, S. 9. 
44 Siehe Wiener Übereinkommen über das Recht der Verträge 
(Vienna Convention on the Law of Treaties) [WVK], 23. Mai 1969, 
1155 UNTS 331, Art. 28: „Sofern keine abweichende Absicht aus 
dem Vertrag hervorgeht oder anderweitig festgestellt ist, binden 
seine Bestimmungen eine Vertragspartei nicht in Bezug auf eine 
Handlung oder Tatsache, die vor dem Inkrafttreten des Vertrags 
vorgenommen wurde oder eingetreten ist […]“. Das Prinzip der 
Nichtrückwirkung (principle of non-retroactivity; nullum crimen, 
nulla poena sine lege praevia) gilt auch völkergewohnheitsrechtlich, 
vgl. C. Kreß, Nulla poena nullum crimen sine lege, in: A. Peters; 
R. Wolfrum (Hrsg.), The Max Planck Encyclopedia of Public 
International Law, Oxford University Press, Oxford 2010, S. 8. 
45 Siehe die Meinungen der Staaten zur Nichtrückwirkung, in 
UNESCO, Means of Prohibiting and Preventing the Illicit Import, 
Export and Transfer of Ownership of Cultural Property, 27. Februar 
1970, UNESCO Doc. SHC/MD/5, S. 7ff. Grund dafür ist z.B., dass 
durch die Nicht-Rückwirkung die Beibehaltung bestehender 
abweichender nationaler Gesetze erlaubt wird, vgl. A. Splettstößer, 
Pre-Columbian heritage in contestation: the implementation of the 
UNESCO 1970 Convention on trial in Germany, in: B. Häuser-
Schäublin; L. V. Prott (Hrsg.), Cultural Property and Contested 
Ownership, The trafficking of artefacts and the quest for 
restitution, Abingdon 2017, S. 158. 
46 Art. 15 UNESCO-Konvention von 1970: „Dieses Übereinkommen 
hindert die Vertragsstaaten nicht, untereinander 

Ursprungsstaaten mit Rückgabebegehren zunächst 
nur die Option bilateraler Abkommen, welche in 
Art. 15 der Konvention spezifisch erwähnt werden.46  

Die Bedeutung der Konvention darf jedoch nicht 
unterschätzt werden,47 da sie neben einer Vielzahl 
an allgemeinen Schutzregeln einen rechtlichen 
Rahmen für Rückgabemechanismen für in 
Friedenszeiten gestohlene Objekte erschuf und 
dabei das Bewusstsein für die Rückgabeproblematik 
schärfte.48 Dass die Konvention bis heute von 
Bedeutung ist, zeigt sich an den 2015 
veröffentlichten Operational Guidelines49, an dem 
stetigen Beitreten neuer Vertragsparteien50 und an 
der häufigen Bezugnahme auf die Konvention.51 Die 
starken Einschränkungen der Rückgabeansprüche 
sowie der ausgiebige Schutz des gutgläubigen 
Erwerbers zeigen jedoch eine Dominanz der 
Marktstaaten im Erschaffungsprozess.  

3. Die UNIDROIT-Konvention über 
gestohlene oder rechtswidrig 
ausgeführte Kulturgüter von 1995 

Aufgrund mangelnder Durchschlagskraft des 
UNESCO-Übereinkommens52 wurde 1995 die 
UNIDROIT-Konvention53 verabschiedet, welche das 

Sonderabkommen zu schließen oder bereits geschlossene 
Abkommen weiter anzuwenden, welche die Rückgabe von 
Kulturgut zum Inhalt haben, das aus irgendwelchen Gründen vor 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens für die betreffenden Staaten 
aus dem Ursprungsland entfernt worden ist“.  
47 Freytag hat im Gegensatz dazu die Ansicht, dass die Konvention 
nur eine geringe Wirkung entfaltet, vgl. C. Freytag, „Cultural 
Heritage”: Rückgabeansprüche von Ursprungsländern auf „ihr“ 
Kulturgut?, in: F. Fechner; T. Oppermann; L. V. Prott (Hrsg.), 
Prinzipien des Kulturgüterschutzes: Ansätze im deutschen, 
europäischen und internationalen Recht, Duncker & Humblot, 
Berlin 1996, S. 181ff (im Folgenden zitiert als: C. Freytag, „Cultural 
Heritage”, 1996). 
48 K. Siehr, „Mystifizierung und Entmystifizierung von Kulturgütern 
und das Recht“, in: KUR, 3 (4), 2011, S. 91. 
49 Sinn und Zweck der Operational Guidelines ist es, die 
Implementierung der Konvention zu stärken, vgl. Art. 8 UNESCO, 
Operational Guidelines for the Implementation of the Convention 
on the Means of Prohibiting and Preventing the Illicit Import, 
Export and Transfer of Ownership of Cultural Property (UNESCO, 
Paris, 1970), 20. Mai 2015, UNESCO 
Doc. C70/15/3.MSP/OperationalGuidelines. 
50 Beitrittsdaten der Vertragsparteien unter UNESCO, Convention 
on the Means of Prohibiting and Preventing the Illicit Import, 
Export and Transfer of Ownership of Cultural Property, 
https://www.unesco.org/en/legal-affairs/convention-means-
prohibiting-and-preventing-illicit-import-export-and-transfer-
ownership-cultural?hub=416#item-2.  
51 Z.B. in der Präambel der Charter for African Cultural Renaissance, 
siehe African Union, Charter for African Cultural Renaissance, 
adopted by the 6th Ordinary Session of the Assembly, held in 
Khartoum, Sudan, 24. Januar 2006, 
https://au.int/sites/default/files/treaties/37305-treaty-
Charter_for_African_Renissance_ENGLISH_digital_0.pdf. 
52 Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Rückführung 
von Kulturgütern aus Kolonialgebieten, 2018, S. 6.  
53 UNIDROIT, UNIDROIT-Konvention über gestohlene oder 
rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter (UNIDROIT Convention on 

 

https://www.unesco.org/en/legal-affairs/convention-means-prohibiting-and-preventing-illicit-import-export-and-transfer-ownership-cultural?hub=416#item-2
https://www.unesco.org/en/legal-affairs/convention-means-prohibiting-and-preventing-illicit-import-export-and-transfer-ownership-cultural?hub=416#item-2
https://www.unesco.org/en/legal-affairs/convention-means-prohibiting-and-preventing-illicit-import-export-and-transfer-ownership-cultural?hub=416#item-2
https://au.int/sites/default/files/treaties/37305-treaty-Charter_for_African_Renissance_ENGLISH_digital_0.pdf
https://au.int/sites/default/files/treaties/37305-treaty-Charter_for_African_Renissance_ENGLISH_digital_0.pdf
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UNESCO-Übereinkommen ergänzt.54 Nach der 
Kulturgut-Definition in Art. 2 der UNIDROIT-
Konvention muss ein Kulturgut nicht erst von einem 
Staat als wichtig bezeichnet werden. Dadurch 
können auch Privatpersonen oder indigene Völker55, 
deren entwendetes Kulturgut nicht vom Staat als 
wichtig bezeichnet wurde, eine Klage auf Rückgabe 
erheben.56 Art. 3 Abs. 1 stellt im Gegensatz zu dem 
eingeschränkten Anwendungsbereich der UNESCO-
Konvention von 1970 eine klare Rückgabepflicht für 
gestohlene und rechtswidrig ausgeführte 
Kulturgüter bereit, unabhängig von dem Ort der 
Entwendung und der Gutgläubigkeit des 
Erwerbers.57 Die Konvention ist dabei unmittelbar 
anwendbar.58 

Allerdings wurde sie bisher von nur 54 Staaten, 
darunter kaum Marktstaaten, ratifiziert,59 wofür die 
weitreichenden Regelungen und die unmittelbare 
Wirkung verantwortlich gemacht werden.60 Da 
Ursprungsstaaten Ansprüche nur gegenüber 
Vertragsparteien geltend machen können, entfaltet 
die Konvention für die Rückgabe von unter 
kolonialen Bedingungen verbrachten Kulturgütern 
kaum Wirkung. Noch dazu ergeben sich 
Einschränkungen eines Rückgabeanspruchs aus 
einer Verjährungsfrist von maximal 50 Jahren nach 
Diebstahl61 und der auch hier geltenden 
Nichtrückwirkung.62 Es wird jedoch explizit darauf 
hingewiesen, dass die Nichtrückwirkung des 
Übereinkommens keine Rechtfertigung für in der 
Vergangenheit geschehene Diebstähle darstellt und 
dass Klagen anderweitig angebracht werden 
können.63 Trotz dieses rechtspolitischen Zeichens 
sind Kulturgüter aus kolonialen Kontexten von den 
Rückgabeansprüchen ausgeschlossen. Siehr sieht 
die Nichtrückwirkung der Konvention als sinnvoll an, 
da das Übereinkommen sonst „in den meisten 
Staaten wegen verfassungsrechtlich unerlaubter 
Rückwirkung belastender Gesetze nicht akzeptabel 
gewesen [wäre]“.64  

 
Stolen or Illegally Exported Cultural Objects) [UNIDROIT-
Konvention], 24. Juni 1995, ILM 34, S. 1330. 
54 L. V. Prott, Commentary on the UNIDROIT Convention on Stolen 
and Illegally Exported Cultural Objects, 1995, Institute of Art and 
Law, Leicester 1997, S. 15. 
55 Zur Definition von „indigenen Völkern“ siehe S. von Schorlemer, 
UNESCO-Weltkulturerbe und postkoloniale Diskurse, 2022, S. 133ff. 
56 P. J. O’Keefe, Commentary on the UNESCO 1970 Convention on 
the Means of Prohibiting and Preventing the Illicit Import, Export 
and Transfer of Ownership of Cultural Property, 2007, S. 35. Die 
Konvention hat somit einen international-privatrechtlichen 
Charakter, vgl. L. V. Prott, Commentary on the UNIDROIT 
Convention on Stolen and Illegally Exported Cultural Objects, 1997, 
S. 26. 
57 Art. 3 Abs. 1 UNIDROIT-Konvention: „Der Besitzer eines 
gestohlenen Kulturguts hat dieses zurückzugeben.“ 
58 K. Siehr, „Mystifizierung und Entmystifizierung von Kulturgütern 
und das Recht“, in: KUR, 3 (4), 2011, S. 92. 
59 Italien, Portugal und Spanien haben die Konvention bisher als 
einzige Marktstaaten ratifiziert, siehe UNIDROIT, UNIDROIT 
Convention on Stolen or Illegally Exported Cultural Objects, o.D., 

Auch wenn die Konvention keine Grundlage für 
Rückgabeansprüche für Kulturgüter aus kolonialen 
Kontexten bietet, hat sie gemeinsam mit der 
UNESCO-Konvention von 1970 ein besseres 
Rechtsbewusstsein im Hinblick auf die 
Rechtswidrigkeit von Entfernungen von Kulturgut 
geschaffen.65 Käuferinnen und Käufer veranlasst sie 
dazu, sich umfassender über die Herkunft 
angebotener Kulturgüter zu informieren.66 Im 
Gegensatz zu vorherigen Konventionen verweist die 
UNIDROIT-Konvention zudem auf alternative 
Lösungsmechanismen wie Gerichte oder 
Schiedsgerichte,67 obgleich der entsprechende 
Artikel keine genaue Ausgestaltung solcher 
Verfahren beinhaltet und somit keine unmittelbar 
praktische Wirkung hat.68  

4. Zwischenergebnis  

Seit der Verabschiedung der UNESCO- und 
UNIDROIT-Konventionen bietet das 
Völkervertragsrecht rechtliche Grundlagen für einen 
umfassenden Schutz und eine Rückgabe von in 
Friedenszeiten gestohlenen Kulturgütern. Aufgrund 
des insbesondere durch die Nichtrückwirkung 
eingeschränkten Anwendungsbereichs von 
Rückgabeansprüchen lassen sich aus dem 
Vertragsrecht jedoch keine Ansprüche auf die 
Rückgabe von unter kolonialen Bedingungen 
verbrachten Kulturgütern ableiten.  

II. Völkergewohnheitsrecht 
Ein Rückgabeanspruch könnte sich aus dem 
Völkergewohnheitsrecht ableiten und wäre in 
diesem Fall für alle Staaten gültig. 
Völkergewohnheitsrecht entsteht gemäß Art. 38 
Abs. 1 lit b) IGH-Statut aus dem objektiven Element 
der Staatenpraxis (usus), begleitet von dem 

https://www.unidroit.org/wp-content/uploads/2022/08/240329-
tableau.pdf.  
60 Deutsche UNESCO-Kommission, Kulturgutschutz, Illegaler Handel 
mit Kulturgütern, o.D., https://www.unesco.de/kultur-und-
natur/kulturgutschutz/illegaler-handel-mit-kulturguetern.  
61 Art. 3 Abs. 3 UNIDROIT-Konvention. Ausnahmen finden sich in 
Art. 3 Abs. 4 UNIDROIT-Konvention. 
62 Art. 10 Abs. 1 UNIDROIT-Konvention. 
63 Art. 10 Abs. 3 UNIDROIT-Konvention. 
64 K. Siehr, „Mystifizierung und Entmystifizierung von Kulturgütern 
und das Recht“, in: KUR, 3 (4), 2011, S. 105. 
65 S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 148. 
66 L. V. Prott, Commentary on the UNIDROIT Convention on Stolen 
and Illegally Exported Cultural Objects, 1997, S. 87. 
67 Art. 8 Abs. 2 UNIDROIT-Konvention.  
68 B. W. Daly, Arbitration of International Cultural Property 
Disputes: The Experience and Initiatives of the Permanent Court of 
Arbitration, in: B. T. Hoffman (Hrsg.), Art and Cultural Heritage, Law, 
Policy and Practice, Cambridge University Press, Cambridge 2006, 
S. 468. 

https://www.unidroit.org/wp-content/uploads/2022/08/240329-tableau.pdf
https://www.unidroit.org/wp-content/uploads/2022/08/240329-tableau.pdf
https://www.unesco.de/kultur-und-natur/kulturgutschutz/illegaler-handel-mit-kulturguetern
https://www.unesco.de/kultur-und-natur/kulturgutschutz/illegaler-handel-mit-kulturguetern
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subjektiven Element der Rechtsüberzeugung (opinio 
juris sive necessitatis).69  

1. Völkergewohnheitsrechtlicher 
Anspruch auf in Kriegszeiten 
verbrachtes Kulturgut 

Schon in den Verträgen des Westfälischen Friedens 
1648 fanden sich einseitige Rückgabeforderungen 
an den Besiegten, im Krieg erbeutete Gegenstände 
an den Sieger zurückzugeben.70 Seit dem Wiener 
Kongress 1815 wird von einem 
völkergewohnheitsrechtlichen Anspruch auf die 
Rückgabe von geplünderten Kulturgütern 
ausgegangen.71 Dieser Anspruch wurde in den 
Haager Abkommen von 1899 und 1907 kodifiziert. 
In Art. 23 lit g), Art. 46, Art. 47 und Art. 56 der HLKO 
von 190772 findet sich ein weitreichendes 
Beschlagnahmungs- und Plünderungsverbot, 
welches auch Kunstwerke umfasst. In Verbindung 
mit der Schadensersatzpflicht in Art. 3 des 
Abkommens vom 18. Oktober 1907 betreffend die 
Gesetze und Gebräuche des Landkriegs lässt sich 
daher ein Anspruch auf die Rückgabe von in 
Kriegszeiten entwendetem Kulturgut ableiten,73 
wenn als Form der Wiedergutmachung die 
Naturalrestitution (restitutio in integrum) gewählt 
wird.74 Ein gewohnheitsrechtlicher Anspruch auf im 
Krieg verbrachtes Kulturgut im Umfang des in der 
HLKO enthaltenen Rückgabeanspruchs ist deshalb 
heute unumstritten.75 Dieser Anspruch kann jedoch 
lediglich gegenüber am Krieg beteiligten Staaten 

 
69 Staatenpraxis bedarf einer langandauernden, verbreiteten und 
einheitlichen Übung ohne eine gegenläufige, davon abweichende 
Praxis (persistent objector). Rechtsüberzeugung bedarf einer 
Überzeugung der Rechtmäßigkeit des Handelns, vgl. T. Treves, 
Customary International Law, in: A. Peters; R. Wolfrum (Hrsg.), The 
Max Planck Encyclopedia of Public International Law, Oxford 
University Press, Oxford 2006, S. 3; vgl. auch Y. Huguenin-Bergenat, 
Kulturgüter bei Staatensukzession, Die internationalen Verträge 
Österreichs nach dem Zerfall der österreichisch-ungarischen 
Monarchie im Spiegel des aktuellen Völkerrechts, De Gruyter, 
Berlin, New York 2010, S. 217. Bei einer ausreichend ausgedehnten 
und repräsentativen Staatenpraxis kann bei der Feststellung ihres 
Vorliegens u.U. von dem Kriterium der langen Dauer abgesehen 
werden, vgl. United Nations General Assembly, Identification of 
Customary International Law, 20. Dezember 2018, UN 
Doc. A/RES/73/203, S.4. 
70 C. Jenschke, „In Kriegen erbeutet: Zur Rückgabe geraubter 
Kulturgüter im Völkerrecht“, in: Osteuropa, 56 (1/2), 2006, S. 362. 
71 Ebda.; C. Labadie, „Decolonizing collections: A legal perspective 
on the restitution of cultural artifacts”, in: ICOFOM Study Series, 
49 (2), 2021, S. 135. Frankreich wurde im Wiener Kongress zur 
Rückgabe von von Napoleons Armeen erbeuteten Archiven und 
Kunstwerken aufgefordert, vgl. ebda. 
72 Abkommen vom 18. Oktober 1907 betreffend die Gesetze und 
Gebräuche des Landkriegs mit Anlage zum Abkommen, Ordnung 
der Gesetze und Gebräuche des Landkriegs [Haager 
Landkriegsordnung (HLKO)], 18. Oktober 1907, 2 AJIL Supplement 
90–117, 1908, für das Deutsche Reich in Kraft getreten mit 
RGBl. 1910, S. 107, 375. Die HLKO zählt zum 
Völkergewohnheitsrecht, vgl. D. Fleck (Hrsg.), The Handbook of 
International Humanitarian Law, 4. Auflage, Oxford University 
Press, Oxford 2021, S. 476. 

geltend gemacht werden. Auch wenn kriegerische 
Konflikte in Kolonien nicht als internationale 
bewaffnete Konflikte galten,76 war die Entwicklung 
des Völkergewohnheitsrechts zur Rückgabe von in 
Kriegszeiten verbrachtem Kulturgut dennoch 
relevant für in Kolonialzeiten verbrachtes Kulturgut. 
Es wurde eine „personenbezogene, humanitäre und 
auf diese Weise auch die jeweilige historische 
Leistung eines Volkes schützende Schranke 
errichtet“77 und durch die sich verändernde 
Staatenpraxis das „principle of restitution“ in das 
völkerrechtliche Regime eingebettet.78 

2. Völkergewohnheitsrechtlicher 
Anspruch auf in Friedenszeiten 
verbrachtes Kulturgut 

a) Untersuchung der Staatenpraxis und 
Opinio Juris 

Im Gegensatz zu in Kriegszeiten verbrachten 
Kulturgütern ist bei in Friedenszeiten verbrachten 
Kulturgütern ein völkergewohnheitsrechtlicher 
Anspruch nicht eindeutig abzuleiten. Bei der 
Staatenpraxis gibt es insbesondere seit den 1970er 
Jahren eine steigende Tendenz zur Rückgabe von 
Kulturgütern an Ursprungsstaaten.79 Trotzdem kann 
nicht von einer langandauernden, verbreiteten und 
einheitlichen Übung gesprochen werden,80 da die 
zurückgegebenen Kulturgüter nur einen kleinen Teil 
ausmachen, während die massenhafte 
Zurückhaltung von Kulturgütern durch die 

73 C. Freytag, „Cultural Heritage”, 1996, S. 180. 
74 B. Schönenberger, Restitution von Kulturgut, 2009, S. 93. 
75 ICRC, International Humanitarian Law Databases, Rule 41. Export 
and Return of Cultural Property in Occupied Territory, o.D., 
https://ihl-databases.icrc.org/en/customary-ihl/v1/rule41#title-3; 
F. Francioni, Customs, General Principles, and the Intentional 
Destruction of Cultural Property, in: J. Cuno; T. G. Weiss (Hrsg.), 
Cultural Heritage and Mass Atrocities, Getty Publications, Los 
Angeles 2022, S. 419. Der Annahme eines Rückgabeanspruchs im 
Rahmen des Protokolls zur Haager Konvention von 1954 steht die 
Staatenpraxis entgegen, vgl. C. Freytag, „Cultural Heritage”, 1996, 
S. 183. 
76 Vgl. die Ausführungen in Abschnitt B. I. 1.  
77 W. Fiedler, Vom territorialen zum humanitären 
Kulturgüterschutz. Zur Entwicklung des Kulturgüterschutzes nach 
kriegerischen Konflikten, in: F. Fechner; T. Oppermann; L. V. Prott 
(Hrsg.), Prinzipien des Kulturgüterschutzes: Ansätze im deutschen, 
europäischen und internationalen Recht, Duncker & Humblot, 
Berlin 1996, S. 163. 
78 C. Labadie, „Decolonizing collections: A legal perspective on the 
restitution of cultural artifacts”, in: ICOFOM Study Series, 49 (2), 
2021, S. 135. 
79 C. Freytag, „Cultural Heritage”, 1996, S.194. Zur Staatenpraxis 
siehe Abschnitt C.  
80 S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 152. Für die Existenz einer 
ausreichenden Übung argumentiert C. Freytag, „Cultural Heritage”, 
1996, S. 194; oder auch B. Goel, „,All Asiatic Vague Immensities’: 
International Law, Colonialism and the Return of Cultural 
Artefacts”, in: TWAILR: Reflections, 41, 2022, S.10f.  

https://ihl-databases.icrc.org/en/customary-ihl/v1/rule41#title-3
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Markstaaten eine gegenläufige Praxis darstellt. Auch 
die Überzeugung, dass Rückgaben aufgrund einer 
rechtlichen Verpflichtung erfolgten, ist bisher nicht 
nachzuweisen.81 

Eine entsprechende opinio juris könnte jedoch zu 
einer Änderung der Staatenpraxis und somit zu 
einer völkergewohnheitsrechtlichen Anerkennung 
eines allgemeinen Rückgabeanspruchs führen. Im 
„Temple of Preah Vihear“-Fall von 1962 forderte der 
IGH Thailand dazu auf, Kulturgüter, die seit 
Thailands Okkupation 1954 aus dem Tempel 
entwendet wurden, an Kambodscha 
zurückzugeben.82 Der IGH stellte somit die 
Rückgabepflicht eines Staates für von seinen 
Staatsorganen auf fremdem Staatsgebiet 
entwendetes Kulturgut sowie die territoriale 
Bindung von Kulturgut fest.83 Freytag argumentiert 
jedoch, dass „es sich aufgrund der untergeordneten 
Bedeutung im Rahmen des eigentlich zu 
entscheidenden Territorialstreits wohl nicht um eine 
Präzedenzentscheidung [handelt]“.84 Noch dazu 
unterscheidet sich dieser Territorialstreit von den 
Besetzungen der Kolonialzeit85 und ist daher nicht 
auf Rückgabeansprüche für Kulturgüter aus 
kolonialen Kontexten übertragbar.  

Auch Rechtsprechungen nationaler Gerichte können 
jedoch von Relevanz sein, da sie auf eine neue 
Verhaltensweise von Staaten in ihren 
internationalen Beziehungen hindeuten können.86 
Im Fall „Venus of Cyrene – Italy and Libya“ erfolgte die 
Rückgabe einer von italienischen Soldaten auf 
besetztem Gebiet entwendeten kopflosen 
Marmorskulptur durch Italien an Libyen, nachdem 
es längere Verhandlungen und zwei 
Gerichtsentscheidungen italienischer Gerichte gab.87 
Die Rückgabeverpflichtung Italiens, welche aus einer 
bilateralen Einigung entstand, wurde vom Tribunale 
Amministrativo Regionale del Lazio (TAR)88 und dem 
Consiglio di Stato89 bestätigt. Dabei berief sich das 
TAR auf Art. 56 und Art. 46 HLKO sowie auf Art. I des 

 
81 Bisherige Rückgaben wurden eher mit moralischen und 
ethischen Überlegungen begründet, siehe Abschnitt C. 
82 ICJ, Case concerning the Temple of Preah Vihear (Cambodia v. 
Thailand), Merits, Judgement of 15 June 1962, ICJ Reports, 15. Juni 
1962, S. 37. 
83 Vgl. C. Freytag, „Cultural Heritage”, 1996, S. 188. 
84 Ebda. 
85 Es handelte sich um Missverständnisse bzgl. der Grenze, welche 
auf der Grenzziehung der französischen Besatzung beruhten und 
lediglich einen kleinen Bereich betrafen. Thailand sah diesen 
Bereich als sein Staatsgebiet an und hatte im Gegensatz zu 
Kolonialmächten nicht den Willen, ein neues Gebiet zu erobern, 
vgl. ICJ, Case concerning the Temple of Preah Vihear (Cambodia 
v. Thailand), Merits, Judgement of 15 June 1962, ICJ Reports, 15. Juni 
1962, S. 15ff. 
86 C. Freytag, „Cultural Heritage”, 1996, S. 184. 
87 A. Chechi; A. Bandle; M.-A. Renold, „Case Venus of Cyrene – Italy 
and Libya”, in: Platform ArThemis, Art-Law Centre, University of 
Geneva, 2012, S. 1. Die Vereinigung Italia Nostra hatte sich der 
Rückgabe widersetzt, vgl. auch M.-A. Renold, Die UNESCO-
Konvention von 1970 und ihre Anwendung: Ausgangslage, in: 

Ersten Protokolls der Haager Konvention von 1954 
und verwies auf eine gewohnheitsrechtliche Regel 
zur Rückgabe von Kulturgütern.90 Dass das Gericht 
hier einen Rückgabeanspruch nicht nur auf den 
bilateralen Vertrag, sondern auch auf 
Völkergewohnheitsrecht stützte, ist von hoher 
Bedeutung. Dies könnte auf eine 
Rechtsüberzeugung hinsichtlich einer 
Rückgabeverpflichtung hindeuten, welche zukünftig 
mit einer zunehmenden Staatenpraxis einhergehen 
könnte. Allerdings wurde das nationale Gericht hier 
nur aufgrund der Klage einer italienischen NGO 
gegen die Rückgabe tätig, und es ging primär um die 
Erfüllung des bilateralen Abkommens. Um eine 
allgemeine opinio juris ableiten zu können, müsste 
eine Rechtsüberzeugung wie die des TAR 
verbreiteter sein und sich in einer Kontinuität der 
Praxis widerspiegeln.91 

Es lässt sich somit eine ambivalente Entwicklung 
eines völkergewohnheitsrechtlichen 
Rückgabeanspruchs auf unter kolonialen 
Bedingungen verbrachtes Kulturgut feststellen. Die 
zunehmende Staatenpraxis der Rückgabe wird 
durch das Fehlen einer entsprechenden 
Rechtsüberzeugung ausgebremst. Noch dazu zeigt 
sich eine gegenläufige Praxis der Zurückhaltung von 
Kulturgütern durch die Marktstaaten. Goel 
argumentiert jedoch, dass „[t]he state practice and 
opinio juris of states that have been former colonies 
and hence at the receiving end of colonial 
oppression and expropriation carries more weight 
in this regard”.92 Bei der von Goel geforderten 
stärkeren Gewichtung der Staatenpraxis von 
Ursprungsstaaten ließe sich somit ein 
Rückgabeanspruch mit Blick auf vermehrte 
Rückgabeforderungen ableiten. Eine solche 
verstärkte Fokussierung auf die Staatenpraxis von 
Ursprungsstaaten könnte zu einer erhöhten 
Gerechtigkeit beitragen, jedoch ist diese schwer zu 
realisieren und im allgemeinen Rechtsverständnis 

Schweizerische UNESCO-Kommission (Hrsg.), Die UNESCO-
Konvention 1970 und ihre Anwendung: Standortbestimmung und 
Perspektiven, Beiträge der Informations- und Austauschtagung 
vom 1. Juni 2010 in Bern, Dike, Zürich/St. Gallen 2011, S. 9f. 
88 TAR, Associazione nazionale Italia Nostra Onlus c. Ministero per i 
beni e le attività culturali et al. (Italia Nostra Onlus v. italienisches 
Kulturministerium et al.), 28. Februar 2007, Nr. 3518. 
89 Consiglio di Stato, Associazione nazionale Italia Nostra Onlus 
c. Ministero per i beni e le attività culturali et al. (Italia Nostra Onlus 
v. italienisches Kulturministerium et al.), 23. Juni 2008, Nr. 3154. 
90 Siehe übersetzte Analyse von A. Chechi; A. Bandle; M.-A. Renold, 
„Case Venus of Cyrene – Italy and Libya”, in: Platform ArThemis, 
2012, S. 4f. Der Consiglio di Stato bezog sich auf das Prinzip der 
Selbstbestimmung der Völker i. V. m. dem Grundsatz des 
Gewaltverbots aus Art. 2 Ziff. 4 der UN-Charta, vgl. ebda. 
91 Vgl. die Ausführungen in Fußnote 69. 
92 B. Goel, „,All Asiatic Vague Immensities’: International Law, 
Colonialism and the Return of Cultural Artefacts”, in: 
TWAILR: Reflections, 41, 2022, S.11.  
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sowie in völkerrechtlichen Regelungen bisher nicht 
vorzufinden. Das Völkergewohnheitsrecht stellt 
somit keinen allgemeinen Rückgabeanspruch für 
unter kolonialen Bedingungen verbrachte 
Kulturgüter bereit. 

b) Prinzip der Wiedergutmachung 

Ein Rückgabeanspruch könnte sich gemäß Art. 31 
Abs. 1 ASR93 aus der Wiedergutmachungspflicht als 
Rechtsfolge eines zurechenbaren völkerrechtlichen 
Delikts über eine Restitution94 ergeben. Das Prinzip 
der Wiedergutmachung ist 
völkergewohnheitsrechtlich anerkannt. Eine 
mögliche Wiedergutmachungs-, also 
Rückgabepflicht, richtet sich nach dem zur Zeit der 
Wegnahme von Kulturgut geltenden Recht. 
Schließlich besagt das Prinzip der Intertemporalität 
(tempus regit actum), welches zu den allgemein 
anerkannten Rechtsgrundsätzen i.S.v. Art. 38 Abs. 1 
lit c) IGH-Statut gehört, dass „historical incidents 
must not be judged on the basis of currently 
applicable rules of public international law, but only 
on the law in force at the respective time“.95 

Für eine Anwendung des Prinzips der 
Wiedergutmachung müssten die damals 
kolonialisierten Gebiete den Status eines 
Völkerrechtssubjekts, in diesem Fall den Status 
eines Staates, besessen haben.96 Schon während 
der Kolonialzeit waren die drei Staatenmerkmale 
einer selbstständigen und unabhängigen 
Staatsgewalt, eines Staatsgebiets und eines 

 
93 United Nations General Assembly, Articles on Responsibility of 
States for Internationally Wrongful Acts [ASR], 28. Januar 2002, UN 
Doc. A/RES/56/83, S.8. 
94 Art. 34 ASR i. V. m. Art. 35 ASR. 
95 J. A. Kämmerer, Colonialism, in: A. Peters; R. Wolfrum (Hrsg.), The 
Max Planck Encyclopedia of Public International Law, Oxford 
University Press, Oxford 2018, S. 10; Deutscher Bundestag, 
Wissenschaftliche Dienste, Kurzinformation, Zur „postkolonialen“ 
intertemporalen Interpretation des Völkerrechts, 09. Oktober 2023, 
WD 2 – 3000 – 070/23, S. 1; ECCHR, Prinzip der Intertemporalität, 
o.D., https://www.ecchr.eu/glossar/prinzip-der-intertemporalitaet/. 
96 Es wird seitens der Kolonien eine passive Deliktsfähigkeit, also 
der Status als Völkerrechtssubjekt, verlangt. Völkerrechtssubjekte 
sind jedenfalls Staaten, welche als originäre Akteure des 
Völkerrechts vollumfänglich völkerrechtliche Rechte und Pflichten 
wahrnehmen können, vgl. H.-J. Schlochauer, „Die Entwicklung des 
Völkerrechtlichen Deliktsrechts“, in: Archiv des Völkerrechts, 16 (3), 
1975, S. 247; D. Shelton, Reparations, in: A. Peters; R. Wolfrum 
(Hrsg.), The Max Planck Encyclopedia of Public International Law, 
Oxford University Press, Oxford 2015, S. 11. Bei den zur Zeit des 
Kolonialismus existierenden Arten von Völkerrechtssubjekten kam 
für ehemalige Kolonien nur der Status als Staat in Frage. Näheres 
unter C. Walter, Subjects of International Law, in: A. Peters; 
R. Wolfrum (Hrsg.), The Max Planck Encyclopedia of Public 
International Law, Oxford University Press, Oxford 2007, S. 2. 
97 Vgl. z.B. F. von Liszt, Das Völkerrecht, 1. Auflage, Haering, Berlin 
1898, S. 21. 
98 C. Schmitt, Der Nomos der Erde im Völkerrecht des Jus Publicum 
Europaeum, 3. Auflage, Duncker & Humblot, Berlin 1988, S. 112ff.; 
J. A. Kämmerer, „Das Völkerrecht des Kolonialismus: Genese, 
Bedeutung und Nachwirkungen“, in: Verfassung und Recht in 
Übersee / Law and Politics in Africa, Asia and Latin America, 39 (4), 

Staatsvolks verbreitet.97 Das zur Zeit des 
Kolonialismus geltende Völkerrecht war jedoch ein 
ius publicum europaeum,98 in dem lediglich die 
europäischen Staaten99 festlegten, wer in den Kreis 
der Völkerrechtssubjekte aufgenommen werden 
sollte.100 Im ius publicum europaeum galt, dass „nur 
die civilisirten Staaten […] die Rechtssubjekte des 
Völkerrechtes [sind]“.101 Die kolonialisierten Gebiete 
wurden dabei als barbarisch und unzivilisiert 
abgewertet,102 wodurch ihnen die Eigenschaft als 
Staat und somit die Völkerrechtssubjektivität 
verwehrt wurde.103 Zudem galten sie als integrierter 
Teil des Staatsgebiets und waren somit der 
Staatsgewalt der jeweiligen Kolonialmacht 
unterworfen.104 Insbesondere ab dem 
hochkolonialen Zeitalter wurde die europäische 
Ordnung als einzige und exklusive völkerrechtliche 
Ordnung angesehen, innerhalb derer die 
europäischen Staaten Anspruch auf die Setzung von 
verbindlichem Recht in ihren Kolonien hatten.105 
Durch die rechtliche Abhängigkeit und die 
Integration des kolonialen Gebiets in das 
Staatsgebiet der Kolonialmacht wurden weder das 
staatskonstitutive Merkmal der unabhängigen 
Staatsgewalt noch das Merkmal des Staatsgebiets 
erfüllt. Auch das dritte Merkmal des Staatsvolks gilt 
als unvollkommen, da die Gebietsbevölkerung nach 
damaligem Völkerrecht pauschal die 
Staatsangehörigkeit der Kolonialmacht annahm.106 
Kolonien wurde deshalb vom überwiegenden Teil 
der Rechtslehrer die Staatseigenschaft versagt.107  

2006, S. 400: Das ius publicum europaeum war „eine nahezu 
geschlossene Rechtsordnung, an deren Bau außereuropäische 
Gemeinwesen grundsätzlich keinen Anteil haben sollten“. 
99 Das Attribut „europäisch“ ist hierbei nicht rein geographisch, 
sondern insb. seit dem 19. Jahrhundert eher politisch-kulturell zu 
verstehen, vgl. J. A. Kämmerer, „Das Völkerrecht des Kolonialismus: 
Genese, Bedeutung und Nachwirkungen“, in: VRÜ, 39 (4), 2006, 
S. 400. 
100 J. A. Kämmerer; J. Föh, „Das Völkerrecht als Instrument der 
Wiedergutmachung? – Eine kritische Betrachtung am Beispiel des 
Herero-Aufstandes“, in: AVR, 42 (3), 2004, S. 306. 
101 R. Adam, „Völkerrechtliche Okkupation und deutsches 
Kolonialstaatsrecht“, in: Archiv des öffentlichen Rechts, 6 (2), 1891, 
S. 246. Zur Dichotomie zwischen „zivilisierten“ und 
„nichtzivilisierten“ Akteuren siehe S. von Schorlemer, UNESCO-
Weltkulturerbe und postkoloniale Diskurse, 2022, S. 60ff. 
102 C. Labadie, „Decolonizing collections: A legal perspective on the 
restitution of cultural artifacts”, in: ICOFOM Study Series, 49 (2), 
2021, S. 137. 
103 S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 144. 
104 C. Freytag, „Cultural Heritage”, 1996, S. 193.  
105 J. A. Kämmerer, „Das Völkerrecht des Kolonialismus: Genese, 
Bedeutung und Nachwirkungen“, in: VRÜ, 39 (4), 2006, S. 402. 
106 F. von Liszt, Das Völkerrecht, 1898, S. 57. 
107 J. A. Kämmerer; J. Föh, „Das Völkerrecht als Instrument der 
Wiedergutmachung? – Eine kritische Betrachtung am Beispiel des 
Herero-Aufstandes“, in: AVR, 42 (3), 2004, S. 305. Die damalige 
Ansicht wird z.B. deutlich in G. Jellinek, Das Recht des modernen 
Staates, Erster Band, Allgemeine Staatslehre, 2. Auflage, Verlag 
Häring, Berlin 1905, S. 642. 

https://www.ecchr.eu/glossar/prinzip-der-intertemporalitaet/
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Es könnte jedoch auch argumentiert werden, dass 
sich die Völkerrechtssubjektivität von Kolonien 
daher ableiten lässt, dass Kolonialmächte teilweise 
Verträge mit den Einheimischen abschlossen.108 
Dies könnte darauf hindeuten, dass die 
Kolonialmächte die kolonialisierten Gebiete als 
zumindest staatsähnlich wahrnahmen, denn „wer 
die Völkerrechtsfähigkeit der indigenen 
Gemeinwesen oder Völker generell bestritt, konnte 
den Schutzverträgen keine statuskonstitutive 
Wirkung, wenn überhaupt Rechtswirkung, 
beimessen“.109 Laut Kämmerer und Föh dienten 
Schutzverträge primär der Kostenreduzierung und 
Legitimierung von Kolonisierungsunternehmungen 
für die Kolonialmacht sowie der Dokumentation des 
Okkupationsakts, um andere Kolonialmächte von 
der Kolonialisierung desselben Gebietes 
abzuhalten.110 Der Vorteil eines geminderten 
Konfrontationspotenzials dürfte deshalb für die 
Kolonialmächte im Vordergrund gestanden haben, 
weshalb eine Anerkennung der Rechtsfähigkeit der 
indigenen Völker nicht direkt abgelesen werden 
kann. Es lässt sich somit konstatieren, dass die 
kolonialisierten Gebiete im Allgemeinen keine 
Völkerrechtssubjektivität besaßen und nicht passiv 
deliktsfähig waren. Die Beziehungen zwischen 
Kolonialmacht und Kolonie waren staatsrechtlich 
geprägt.111  

Selbst wenn Kolonien als Staaten gegolten hätten, 
müsste die Entwendung von Kulturgut einen 
zurechenbaren Verstoß nach damaligem 
Völkerrecht darstellen, um einen Rückgabeanspruch 
aus dem Prinzip der Wiedergutmachung ableiten zu 
können.112 Ein solches Verbot könnte sich ab 1885 
aus Art. 6 der Generalakte der Berliner Kongo-
Konferenz (Kongo-Akte) herleiten.113 Darin finden 
sich Schonungsgebote gegenüber den 
Bevölkerungen der Kolonien, welche auch 

 
108 Z.B. Schutzvertrag des Deutschen Reiches mit Oberhäuptling 
Maharero vom 21. Oktober 1885, siehe H. Hesse, Die 
Schutzverträge in Südwestafrika: ein Beitrag zur 
rechtsgeschichtlichen und politischen Entwicklung des 
Schutzgebietes, Süsserott, Berlin 1905, S. 8ff. 
109 J. A. Kämmerer; J. Föh, „Das Völkerrecht als Instrument der 
Wiedergutmachung? – Eine kritische Betrachtung am Beispiel des 
Herero-Aufstandes“, in: AVR, 42 (3), 2004, S. 307. 
110 Ebda., S. 309. 
111 Ebda., S. 305. 
112 Art. 31 Abs. 1 ASR i. V. m. Art. 12 ASR.  
113 General-Akte der Berliner Konferenz [Kongo-Akte], 26. Februar 
1885, RGBl. 1885, Nr. 23, S. 244. Zur Zeit des Kolonialismus war die 
Kongo-Akte auf dem afrikanischen Kontinent anwendbar, 
vgl. S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 151. Die HLKO verbot zudem 1907 
die Plünderung von Kulturgütern, die Staatenpraxis praktizierte 
jedoch oft völkerrechtswidrig auf dem alten vermeintlichen 
„Beuterecht“, vgl. W. Fiedler, Vom territorialen zum humanitären 
Kulturgüterschutz. Zur Entwicklung des Kulturgüterschutzes nach 
kriegerischen Konflikten, 1996, S. 161. Ferner zum Beuterecht siehe 
A. Tasdelen, Das völkerrechtliche Regime der 
Kulturgüterrückführung, 2015, S. 225. 

völkergewohnheitsrechtliche Wirkung entfalteten.114 
Kulturgüter werden allerdings nicht genannt115 und 
Verstöße gegen die Kongo-Akte konnten keine 
Haftung gegenüber den Betroffenen auslösen.116 
Die Ausbeutung von Kolonien stellte im Ergebnis 
kein völkerrechtliches Delikt dar.117 Somit bot „[d]ie 
Völkerrechtsordnung der frühen Neuzeit […] keine 
hinreichend tragfähige Grundlage für die 
Zuerkennung von Schadensersatz durch heute 
existierende Gerichte“.118  

3. Zwischenergebnis 

Aus dem Völkergewohnheitsrecht ergibt sich kein 
allgemeiner Rückgabeanspruch für unter kolonialen 
Bedingungen verbrachtes Kulturgut. Allerdings 
zeichnet sich eine Entwicklung in Richtung eines 
solchen Rückgabeanspruchs ab: Die zunehmende 
Staatenpraxis von Rückgaben sowie die 
anhaltenden Diskurse, etwa zur Anwendbarkeit des 
Prinzips der Wiedergutmachung, deuten auf ein 
wachsendes Bestreben hin, einen gerechten 
völkerrechtlichen Umgang119 mit dem ungerechten 
Völkerrecht der Kolonialzeit zu finden.  

III. Soft Law 
Ein Rückgabeanspruch für verbrachte Kulturgüter 
aus kolonialen Kontexten könnte sich im Soft Law, 
also in Übereinkünften, Leitlinien oder 
Absichtserklärungen finden, denen trotz ihres nicht-
bindenden Charakters120 eine hohe faktische 
Wirkung zukommt.121 Ein drohender 
Ansehensverlust ist Anreiz für Staaten, sich an das 
Soft Law zu halten. Zudem hilft Soft Law bei der 

114 J. A. Kämmerer, „Das Völkerrecht des Kolonialismus: Genese, 
Bedeutung und Nachwirkungen“, in: VRÜ, 39 (4), 2006, S. 423. 
115 Gegenstand eines Schutzes sind „alle religiösen, 
wissenschaftlichen und wohlthätigen Einrichtungen und 
Unternehmungen“ (Art. 6 Abs. 1 Kongo-Akte) sowie „[c]hristliche 
Missionare, Gelehrte, Forscher, sowie ihr Gefolge, ihre Habe und 
ihre Sammlungen“ (Art. 6 Abs. 2 Kongo-Akte). Von Schorlemer weist 
mit Blick auf Art. 6 der Kongo-Akte auf die daraus ersichtlichen 
Eigeninteressen der europäischen Kolonialmächte hin, vgl. S. von 
Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African Cultural 
Renaissance“, 2025, S. 151. 
116 J. A. Kämmerer, „Das Völkerrecht des Kolonialismus: Genese, 
Bedeutung und Nachwirkungen“, in: VRÜ, 39 (4), 2006, S. 424. 
117 C. Freytag, „Cultural Heritage“, 1996, S. 193. 
118 J. A. Kämmerer; J. Föh, „Das Völkerrecht als Instrument der 
Wiedergutmachung? – Eine kritische Betrachtung am Beispiel des 
Herero-Aufstandes“, in: AVR, 42 (3), 2004, S. 326; vgl. auch 
C. Freytag, „Cultural Heritage“, 1996, S. 192f. 
119 Zu den Bemühungen um „reparatory justice“ siehe S. von 
Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African Cultural 
Renaissance“, 2025, S. 179ff. 
120 ECCHR, Hard law/soft law, o.D., 
https://www.ecchr.eu/glossar/hard-law-soft-law/. 
121 B. Schönenberger, Restitution von Kulturgut, 2009, S. 255. 

https://www.ecchr.eu/glossar/hard-law-soft-law/
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Entwicklung und Auslegung von Hard Law und 
richtet sich häufig direkt an beteiligte Akteure.122 

1. Resolution 3187 (XXVIII) der UN-
Generalversammlung von 1973 und 
Folgeresolutionen 

Da die Herausforderung einer fehlenden 
Rückgabeverpflichtung von verbrachten 
Kulturgütern aus Kolonien mit dem UNESCO-
Übereinkommen von 1970 aufgrund des fehlenden 
Rückwirkungsverbots nicht gelöst wurde, befassten 
sich die UNESCO und die UN insbesondere in den 
1970er Jahren intensiv mit dem Thema. Die 
Resolution 3187 (XXVII) „Restitution of works of art 
to countries victims of expropriation”,123 welche 
nach Mobutus Rede verabschiedet wurde, war 
dabei von besonderer Bedeutung. 

Sie bedauert den vielfachen Abtransport von 
Kunstwerken124 und „[a]ffirms that the prompt 
restitution to a country of its objets d’art, […] by 
another country, without charge, is calculated to 
strengthen international cooperation inasmuch as it 
constitutes just reparation for damage done”.125 Die 
Resolution 3187 wurde mit überwältigender 
Mehrheit verabschiedet, auch wenn viele der 
Marktstaaten sich enthielten.126 Sie wird als 
„Kampfansage“ bezeichnet, da die Stoßrichtung klar 
gegen die ehemaligen Kolonialmächte gerichtet ist 
und zudem der Begriff der Restitution verwendet 
wird, welcher in der völkerrechtlichen Terminologie 
die Wiedergutmachung für vorangegangenes 
Unrecht meint.127 Durch den „umfassenden 
postkolonialen Forderungskatalog“128 und die 
weitreichende Unterstützung für die Resolution 
wurde Druck auf die Marktstaaten ausgeübt. In den 

 
122 Vgl. A. Tasdelen, Das völkerrechtliche Regime der 
Kulturgüterrückführung, 2015, S. 236; D. Thürer, Soft Law, in: 
A. Peters; R. Wolfrum (Hrsg.), The Max Planck Encyclopedia of 
Public International Law, Oxford University Press, Oxford 2009, 
S. 11f. 
123 United Nations General Assembly, Restitution of Works of Art to 
Countries Victims of Appropriation, 18. Dezember 1973, UN 
Doc. A/RES/3187(XXVIII). 
124 Präambel der Resolution 3187 (XXVII): „Deploring the wholesale 
removal, virtually without payment, of objets d’art from one 
country to another, frequently as a result of colonial or foreign 
occupation.” 
125 Ziff. 1 Resolution 3187 (XXVII). Mit der kostenlosen Restitution 
wird eine Schwachstelle der UNESCO-Konvention von 1970 
kompensiert, bei der eine Rückgabe für Ursprungsstaaten 
kostspielig werden kann. Eine explizite Rückgabeforderung fehlt, 
doch die Konvention überträgt denjenigen Staaten, die Zugang zu 
derartigen Gegenständen nur auf Grund kolonialer Besetzung 
hatten, eine besondere Verantwortung, vgl. Ziff. 2 ebda. 
126 113 Staaten votierten für die Resolution und 17 Staaten 
enthielten sich. Unter den Enthaltungen sind v.a. Marktstaaten wie 
die Bundesrepublik Deutschland, Großbritannien, Frankreich und 
die USA, vgl. United Nations Digital Library, Restitution of Works of 
Art to Countries Victims of Expropriation: Resolution / Adopted by 
the General Assembly, o.D., 
https://digitallibrary.un.org/record/652349?ln=en.  

darauffolgenden Jahren wurden zahlreiche weitere 
Resolutionen verabschiedet,129 deren Schlagkraft 
jedoch allmählich nachließ.130 Nachdem sich das 
Völkerrecht nach der Resolution 3187 hin zu 
verbindlichen Rückgabeansprüchen von 
Ursprungsstaaten zu entwickeln schien, wurden 
aufgrund des anhaltenden Widerstands der 
Marktstaaten die Nachfolgeresolutionen im 
Wortlaut über die Jahre so sehr abgeschwächt, dass 
sie in den 90er Jahren keinerlei Anzeichen eines 
Rückgabeanspruchs mehr enthielten.131 

Die Resolution 3187 war im Vergleich zu ihren (in 
Bezug auf Rückgabeansprüche) abgeschwächten 
Nachfolgern von hoher Bedeutung und offenbarte 
die Rechtsüberzeugung eines Großteils der Staaten, 
nachdem in der Kolonialzeit lediglich die 
Rechtsüberzeugung der europäischen Staaten 
gewertet wurde. Da Resolutionen der UN-
Generalversammlung gemäß Art. 10 und Art. 13 der 
UN-Charta rechtlich unverbindlich sind, kann die 
Resolution dennoch nicht als Anspruchsgrundlage 
für Kulturgutrückführungen dienen,132 doch sie 
markierte klar den Beginn einer weitreichenden 
Rückgabedebatte.  

2. UN-Erklärung über die Rechte 
indigener Völker von 2007 

Die mit breiter Mehrheit im September 2007 
verabschiedete Resolution 61/295 und ihre Anlage, 
die Erklärung der Vereinten Nationen über die 
Rechte der indigenen Völker (UNDRIP)133 
verdeutlichten einen sich neu herausbildenden 
postkolonialen Konsens.134 Aus den weitreichenden 
Rechten indigener Völker wird ersichtlich, dass die 
(europäische) Staatengemeinschaft ihre 

127 T. Fitschen, „30 Jahre ›Rückführung von Kulturgut‹: Wie der 
Generalversammlung ihr Gegenstand abhanden kam“, in: 
Zeitschrift für die Vereinten Nationen und ihre 
Sonderorganisationen, 2, 2004, S. 46. Odendahl bezeichnet den 
Wortlaut der Resolution als „ausgesprochen scharf“, siehe 
K. Odendahl, „Das Zwischenstaatliche Komitee zur Förderung der 
Rückgabe von Kulturgut an die Ursprungsländer oder dessen 
Restitution im Falle eines illegalen Erwerbs (UNESCO Rückgabe-
Komitee)“, in: Kunst und Recht, 17 (3), 2015, S. 83. 
128 S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 157. 
129 Eine Übersicht aller Resolutionen, die sich mit der Rückgabe von 
Kulturgut befassen, ist verfügbar unter UNESCO, Legal Texts on 
Illicit Trafficking, o.D., https://www.unesco.org/en/fight-illicit-
trafficking/legaltexts. 
130 S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 158. 
131 T. Fitschen, „30 Jahre ›Rückführung von Kulturgut‹: Wie der 
Generalversammlung ihr Gegenstand abhanden kam“, in: ZVN, 2, 
2004, S. 51. 
132 C. Freytag, „Cultural Heritage“, 1996, S. 192.  
133 Bei 143 Stimmen gab es 4 Gegenstimmen und 11 Enthaltungen, 
siehe United Nations General Assembly, United Nations 
Declaration on the Rights of Indigenous Peoples [UNDRIP], 
13. September 2007, UN Doc. A/RES/61/295. 
134 S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 158. 

https://digitallibrary.un.org/record/652349?ln=en
https://www.unesco.org/en/fight-illicit-trafficking/legaltexts
https://www.unesco.org/en/fight-illicit-trafficking/legaltexts
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diskriminierenden Ansichten der Kolonialzeit 
gegenüber indigenen Völkern abgelegt hat und jene 
Völker vor ähnlichen Situationen in Zukunft 
schützen möchte,135 wodurch UNDRIP „einen 
entscheidenden Beitrag zur postkolonialen Stärkung 
der Rechte indigener Völker“136 leistet. 

Für einen möglichen Rückgabeanspruch von 
Kulturgut ist insbesondere Art. 11 Abs. 2 UNDRIP 
relevant:  

„Die Staaten haben durch gemeinsam 
mit den indigenen Völkern entwickelte 
wirksame Mechanismen, die 
gegebenenfalls die Rückerstattung 
einschließen, Wiedergutmachung zu 
leisten für das kulturelle […] Eigentum, 
das diesen Völkern ohne ihre 
freiwillige und in Kenntnis der 
Sachlage erteilte vorherige 
Zustimmung oder unter Verstoß 
gegen ihre Gesetze, Traditionen und 
Bräuche entzogen wurde.“  

Nicht nur wird hier auf eine direkte 
Zusammenarbeit hingewiesen137 und 
Rückerstattung als möglicher Mechanismus 
erwähnt,138 sondern auch der Begriff der 
Wiedergutmachung verwendet,139 wodurch den 
Kolonialmächten ein vorangegangenes 
rechtswidriges Verhalten zugesprochen wird. Noch 
dazu verweist der Artikel auf die damaligen lokalen 
Gesetze, Traditionen und Bräuche140 und betont 
daher die Bedeutung lokalen Rechts.141  

Mit UNDRIP unternahmen die Vereinten Nationen 
einen signifikanten Schritt zur allgemeinen 

 
135 Z.B. betont Art. 2 UNDRIP die Freiheit und Gleichstellung mit 
anderen Völkern und das Recht, nicht diskriminiert zu werden. 
Art. 3 UNDRIP beinhaltet das Recht auf Selbstbestimmung sowie 
die freie Entscheidung über ihren politischen Status und ihre 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung.  
136 S. von Schorlemer, UNESCO-Weltkulturerbe und postkoloniale 
Diskurse, 2022, S. 136. 
137 Art. 11 Abs. 2 HS. 1 UNDRIP. 
138 Art. 11 Abs. 2 HS. 2 UNDRIP. Bei sterblichen Überresten geht die 
Formulierung in der UNDRIP weiter: „Indigene Völker haben […] 
das Recht auf die Rückführung ihrer sterblichen Überreste“, Art. 12 
Abs. 1 HS. 4 UNDRIP. Staaten sollen sich bemühen, die 
Rückführung sterblicher Überreste zu ermöglichen, siehe Art. 12 
Abs. 2 HS. 2 UNDRIP. 
139 Art. 11 Abs. 2 HS. 3 UNDRIP. 
140 Art. 11 Abs. 2 HS. 4 UNDRIP. 
141 Nähere Ausführungen zu lokalem Recht finden sich in Abschnitt 
D. III. 
142 Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Rückführung 
von Kulturgütern aus Kolonialgebieten, 2018, S. 8. Bei der 
Anwendung von UNDRIP ist jedoch die Definition von „indigenen 
Völkern“ zu beachten, siehe S. von Schorlemer, UNESCO-
Weltkulturerbe und postkoloniale Diskurse, 2022, S. 133ff. 
143 Eine rechtliche Bindung entfaltet sich nur insoweit, als dass sie 
auf bereits geltendes Völkerrecht rekurriert, vgl. ebda., S. 9. 
144 M. Monteiro de Matos, Cultural Identity and Self-Determination 
as Key Concepts in Concurring Legal Frameworks for the 
International Protection of the Rights of Indigenous Peoples, in: 

Bewusstseinsschärfung im Hinblick auf die Situation 
indigener Völker.142 UNDRIP kann aufgrund ihres 
nicht-bindenden Charakters keinen 
Rückgabeanspruch für unter kolonialen 
Bedingungen verbrachtes Kulturgut seitens der 
Ursprungsstaaten konstatieren,143 doch ihr wird ein 
signifikanter normativer Wert zuteil,144 u.a., da sie im 
gesamten UN-System Geltung beansprucht.145  

3. Ethikkodizes 

Museen sowie Händlerinnen und Händlern kommt 
in der Rückgabedebatte eine zentrale Rolle zu, da 
sie im Besitz zahlreicher Kulturgüter sind und selbst 
freiwillige Rückgaben von Kulturgütern initiieren 
können. Ethikkodizes enthalten fundamentale 
Prinzipien, Regeln und Richtlinien und können diese 
gezielt an Museen und Händlerinnen und Händler 
richten.146 Aufgrund dessen hat die Bedeutung von 
Ethikkodizes in den letzten Jahrzehnten stark 
zugenommen, obwohl sie auf die Festlegung 
ethischer statt rechtlicher Normen abzielen.147 Für 
Rückgaben von Kulturgütern aus kolonialen 
Kontexten sind insbesondere die Ethischen 
Richtlinien für Museen des ICOM148 und der 
Internationale Ethikkodex für Händler von Kulturgut 
der UNESCO149 von Relevanz. 

a) Ethische Richtlinien für Museen des 
ICOM (ICOM-Kodex) von 1986 

ICOM ist eine internationale, nichtstaatliche 
Organisation, die eng an der Seite von Museen steht 
und es sich zum Ziel gemacht hat, Museen 
international zu vernetzen, um einen Austausch von 
Wissen und Erfahrungen zu ermöglichen.150 Bei der 

E. Lagrange; S. Oeter; R. Uerpmann-Wittzack (Hrsg.), Cultural 
Heritage and International Law, Objects, Means and Ends of 
International Protection, Springer International Publishing, Cham 
2018, S. 276. 
145 Art. 42 UNDRIP. Die Wirkung der UNDRIP wird zudem durch 
Art. 41 verstärkt, der bestimmt, dass „[t]he organs and specialized 
agencies of the United Nations system and other 
intergovernmental organizations shall contribute to the full 
realization of the provisions of this Declaration”. Diese Bestimmung 
hat zu einem „Mainstreaming der Erklärung im gesamten UN-
System“ beigetragen, vgl. S. von Schorlemer, UNESCO-
Weltkulturerbe und postkoloniale Diskurse, 2022, S. 370f. 
146 Dabei ergibt sich eine horizontale Beziehung zwischen den 
Verfassern der Regelungen und den Adressaten, vgl. M. Frigo, 
Codes of Ethics, in: F. Francioni; A. F. Vrdoljak (Hrsg.), The Oxford 
Handbook of International Cultural Heritage Law, Oxford University 
Press, Oxford 2020, S. 787f. 
147 Ebda., S. 788f. 
148 ICOM steht für International Council of Museums, dt: 
Internationaler Museumsrat; ICOM, Ethische Richtlinien für 
Museen von ICOM [ICOM-Kodex], 04. November 1986, 
https://icom.museum/wp-
content/uploads/2018/07/code_German.pdf. 
149 UNESCO, International Code of Ethics for Dealers in Cultural 
Property [UNESCO-Ethikkodex], November 1999, UNESCO 
Doc. CLT/CH/INS.06/25 REV.  
150 ICOM, Expertennetzwerk, o.D., https://icom-
deutschland.de/de/icom-deutschland/expertennetzwerk.html. 

https://icom.museum/wp-content/uploads/2018/07/code_German.pdf
https://icom.museum/wp-content/uploads/2018/07/code_German.pdf
https://icom-deutschland.de/de/icom-deutschland/expertennetzwerk.html
https://icom-deutschland.de/de/icom-deutschland/expertennetzwerk.html
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Aufnahme in die Organisation verpflichten sich die 
Mitglieder, die Ethischen Richtlinien (ICOM-Kodex) 
zu befolgen, welche 1986 angenommen und zuletzt 
2004 überarbeitet wurden.151 Durch die hohe Anzahl 
an Mitgliedern im ICOM-Netzwerk kommt dem 
Kodex eine hohe Bedeutung zu.152 In Regel 6.2 ist 
festgelegt, dass Museen bereit sein sollen, „in einen 
Dialog bezüglich der Rückgabe von Kulturgütern an 
ihre Herkunftsländer oder -völker zu treten“.153 
Wenn es belegbar ist, dass ein Kulturgut 
rechtswidrig exportiert wurde und zu dem 
kulturellen Erbe des Landes oder Volkes gehört, 
„sollte das betroffene Museum umgehend 
verantwortungsvolle Schritte einleiten, um bei der 
Rückgabe zu kooperieren“.154 Diese Regelungen 
haben grundsätzlich die Chance, eine hohe 
praktische Wirkung zu entfalten, da eine Rückgabe 
direkt von einem Museum an das Herkunftsland 
oder -volk erfolgen kann. Bereits die 
abgeschwächten Formulierungen, wie z.B. die 
Forderung eines Dialogs statt einer tatsächlichen 
Rückgabe, mindern jedoch die Wirkung. Zudem soll 
der Dialog auf lokale, nationale und internationale 
Rechtsvorschriften gestützt werden,155 wodurch 
Museen Rückgabegesuche mit Verweis auf 
nationale Gesetze, zum Beispiel zum Schutz des 
gutgläubigen Erwerbers, abweisen können.156 Auch 
eine Anwendung der Regel 6.3 unterliegt Hürden, da 
ein Nachweis eines rechtswidrigen Exports von 
Kulturgütern aus kolonialisierten Gebieten nur 
selten erbracht werden kann. Schließlich 
entwickelten sich selbst nationale 
kulturgüterschützende Vorschriften erst seit Mitte 
des 19. Jahrhunderts, sodass der Ethikkodex eine de 
facto geltende zeitliche Einschränkung der 
Rückforderungsansprüche beinhaltet.157 Insgesamt 
tragen die umfangreichen Regeln des Ethikkodex158 

 
151 Siehe Vorwort des ICOM-Kodex. 
152 A. Tasdelen, Das völkerrechtliche Regime der 
Kulturgüterrückführung, 2015, S. 237: Stand 2015 waren etwa 
20.000 Museen, 30.000 Experten, 114 Nationalkomitees, 31 
internationale Komitees, fünf Regionalallianzen und 19 
angeschlossene Organisationen Teil des Netzwerks. 
153 Weiter formuliert die Regel 6.2: „Der Dialog sollte unparteiisch 
und auf der Basis wissenschaftlicher, professioneller und 
humanitärer Prinzipien sowie unter Berücksichtigung lokaler, 
nationaler und internationaler Gesetze geführt werden. Diese 
Vorgehensweise ist Maßnahmen auf politischer oder 
Regierungsebene vorzuziehen.“ 
154 Regel 6.3 ICOM-Kodex. 
155 So die Formulierung in Regel 6.2 ICOM-Kodex. 
156 A. Tasdelen, Das völkerrechtliche Regime der 
Kulturgüterrückführung, 2015, S. 238. 
157 Ebda. 
158 U.a. gibt es Vorschriften über den Erwerb von Objekten (Regeln 
2.1–2.11 ICOM-Kodex) oder über das Verhältnis von Museen zum 
(illegalen) Kunsthandel (z.B. Regel 8.5 ICOM-Kodex). 
159 Art. 3 letzter Halbsatz und Art. 4 letzter Halbsatz UNESCO-
Ethikkodex. 
160 Art. 3 S. 1 UNESCO-Ethikkodex. 
161 Art. 4 S. 1 UNESCO-Ethikkodex. 

jedoch zu einem bewussteren Erwerb von 
Kulturgütern durch Museen bei.  

Der 1999 verabschiedete UNESCO-Ethikkodex stellt 
einen einheitlichen globalen Mindeststandard für 
Händlerinnen und Händler dar. Hinsichtlich der 
Rückgabe von Kulturgut regelt der UNESCO-
Ethikkodex in Art. 3 und Art. 4, dass Händler „will 
take all legally permissible steps to co-operate in the 
return of that object“,159 sofern sie einen 
hinreichenden Grund zu der Annahme haben, dass 
das Objekt aus einer illegalen Ausgrabung 
stammt160 oder illegal ausgeführt wurde.161 Hier gibt 
es also erneut eine de facto geltende zeitliche 
Beschränkung aufgrund der erst spät entwickelten 
Kulturgüterschutzgesetze. Noch dazu muss ein 
Herkunftsland ein Objekt „within a reasonable 
period of time“162 zurückverlangen, welche jedoch 
nicht näher definiert wird. Der UNESCO-Ethikkodex 
bietet somit insgesamt keine Grundlage für 
Rückgabeanspruche für Kulturgüter aus kolonialen 
Kontexten. Allerdings enthält auch er wichtige 
weitere Vorschriften, mit denen gegen den illegalen 
Handel von Kulturgut angekämpft wird.163 Noch 
dazu wird der Ethikkodex aktuell überarbeitet, um 
die ethischen Grundsätze zu stärken und 
Entwicklungen seit 1999 mit einzubeziehen.164  

b) Die Bedeutung der Ethikkodizes 

Die Ethikkodizes bieten aufgrund ihres nicht-
rechtsverbindlichen Charakters165 keinen 
rechtlichen Rückgabeanspruch. Sie sind jedoch dazu 
in der Lage, eine pädagogische Wirkung zu 
entfalten166 und stellen wichtige Mindeststandards 
für Besitzerinnen und Besitzer kultureller Güter auf, 
die dadurch für die Bedeutung der Rückgabe 
sensibilisiert werden.167 Die Option freiwilliger 
Rückgaben ist relevant, denn „wo staatliche oder 

162 Art. 3 S. 2 HS. 2 und Art. 4 S. 2 HS. 2 UNESCO-Ethikkodex. 
163 Händlerinnen und Händler dürfen Objekte, von denen sie einen 
begründeten Anlass haben, zu glauben, dass sie gestohlen, illegal 
veräußert, ausgegraben oder exportiert wurden, weder 
importieren, exportieren oder übereignen (Art. 1) noch dürfen sie 
bei deren weiterem Transfer behilflich sein (Art. 3 und 4). Der 
UNESCO-Ethikkodex enthält auch einen Sanktionsmechanismus für 
den Fall von Zuwiderhandlungen (Art. 8).  
164 UNESCO, Subsidiary Committee of the Meeting of States Parties 
to the UNESCO Convention on the Means of Prohibiting and 
Preventing the Illicit Import, Export and Transfer of Ownership of 
Cultural Property (UNESCO, Paris, 1970), Ninth Session, Proposed 
Revision of the International Code of Ethics for Dealers in Cultural 
Property, 28. Mai 2021, UNESCO Doc. C70/21/9.SC/9, S.2. In den 
Änderungsentwürfen wird dabei auf die Bedeutung einer 
verstärkten Kooperation mit Ursprungsstaaten in der 
Rückgabethematik eingegangen, vgl. ebda., S. 7. 
165 M. Frigo, Codes of Ethics, 2020, S. 799. 
166 P. J. O’Keefe, „Codes of Ethics: Form and Function in Cultural 
Heritage Management“, in: International Journal of Cultural 
Property, 7 (1), 1998, S. 49. 
167 P. J. O’Keefe, Commentary on the UNESCO 1970 Convention on 
the Means of Prohibiting and Preventing the Illicit Import, Export 
and Transfer of Ownership of Cultural Property, 2007, S. 157. 
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überstaatliche Rechtssetzung nichts oder nicht 
genügend bewirkt, können freiwillig übernommene 
Pflichten Wunder wirken“.168 Im Gegensatz zu den 
meisten anderes Ethikkodizes enthalten sowohl der 
ICOM- als auch der UNESCO-Ethikkodex zudem 
Sanktionsmechanismen, welche Druck auf Museen 
und Händler ausüben und damit zu einer 
verstärkten Einhaltung der Regeln beitragen 
können.169 Doch die Ethikkodizes entfalten auch 
eine rechtliche Relevanz: Sie helfen bei der 
Auslegung der UNESCO- und der UNIDROIT-
Konvention und füllen komplementär einige ihrer 
Lücken, wodurch eine „complete – if not 
homogeneous – regulation“ kreiert wird.170 Die 
Ethikkodizes sind ein „Katalysator bei der 
Entwicklung einer Rechtsüberzeugung, die zum 
Erlass neuer verbindlicher nationaler und 
internationaler Vorschriften führen kann“.171  

4. Schlussfolgerungen 

Das Soft Law stellt aufgrund seines nicht-
verbindlichen Charakters keinen Rückgabeanspruch 
für unter kolonialen Bedingungen verbrachtes 
Kulturgut bereit. Insbesondere die Ethikkodizes 
weisen den wichtigsten Akteuren der 
Rückgabedebatte, den Museen sowie Händlerinnen 
und Händlern, jedoch den Weg in Richtung 
Rückgabe und vereinfachen die Identifikation von 
Kulturgut aus kolonialen Kontexten. Das Soft Law 
kann durch seine nicht-staatenzentrierte 
Ausrichtung ein höheres 
Verantwortungsbewusstsein Einzelner hervorrufen 
und somit eine höhere praktische Wirkung erzielen. 

 
168 K. Siehr, „Mystifizierung und Entmystifizierung von Kulturgütern 
und das Recht“, in: KUR, 3 (4), 2011, S. 107. Frigo hebt die 
Bedeutung der Kodizes in Staaten, die die UNESCO- und UNIDROIT-
Konventionen bisher nicht ratifiziert haben, hervor: „A code of self-
regulation addressed to the field’s professionals […] can 
supplement or even take the place of binding rules contained in 
international conventions that certain States do not want to, or 
cannot, ratify or punctually enforce“, M. Frigo, Codes of Ethics, 
2020, S. 803. 
169 Während Art. 8 des UNESCO-Ethikkodex vorgibt, dass Verstöße 
„rigorously investigated“ werden, ist bei Verstößen gegen den 
ICOM-Kodex sogar eine Suspendierung von der Organisation 
möglich, vgl. Art. 4 Abs. 4 lit ii) ICOM, Statutes, 09. Juni 2017, 
https://icom.museum/wp-
content/uploads/2018/07/2017_ICOM_Statutes_EN.pdf, S. 4 und 
Article 2.5 ICOM, Internal Rules, 09. Juni 2017, 
https://icom.museum/wp-
content/uploads/2018/07/2017_ICOM_InternalRules_EN.pdf, S. 6; 
M. Frigo, Codes of Ethics, 2020, S. 800f. 
170 M. Frigo, Codes of Ethics, 2020, S. 802; K. Siehr, „Mystifizierung 
und Entmystifizierung von Kulturgütern und das Recht“, in: KUR, 
3 (4), 2011, S. 107. 
171 A. Tasdelen, Das völkerrechtliche Regime der 
Kulturgüterrückführung, 2015, S. 241. 
172 Zu diesem Schluss kommen u.a. auch C. Labadie, „Decolonizing 
collections: A legal perspective on the restitution of cultural 

IV.  Zwischenergebnis 
Aus der Untersuchung eines Rückgabeanspruchs lex 
lata ergab sich, dass die völkerrechtlichen 
Grundlagen trotz der Vielzahl an 
kulturgutschützenden Instrumenten keinen 
allgemeinen Rückgabeanspruch seitens der 
Ursprungsstaaten auf ihr unter kolonialen 
Bedingungen verbrachtes Kulturgut bereitstellen.172 
Allerdings führten die seit den 70er Jahren 
intensiven Diskussionen zu der Entwicklung eines 
ausführlichen internationalen 
Kulturgüterschutzrechts und zu einer 
Bewusstseinsschärfung. Die völkerrechtlichen 
Grundlagen betonen die Bedeutung von Kulturgut 
und zeigen, dass eine Mehrheit der Staaten eine 
Rückgabe der unter kolonialen Bedingungen 
verbrachten Kulturgüter für richtig erachtet. 

C. Praxis: Rückgabe von 
Kulturgütern an 
Ursprungsstaaten 

I. Eine Bestandsaufnahme 
bisheriger Rückgaben 

Seit ihrer Unabhängigkeit haben bereits zahlreiche 
ehemalige Kolonien eine Rückgabe ihrer Kulturgüter 
durch die früheren Kolonialmächte gefordert. Ein 
paar Beispiele: Indiens Regierung forderte schon 
1947 und erneut 1953 eine Rückgabe des Koh-i-
Noor Diamanten durch Großbritannien.173 Nigeria 
ersuchte bereits in den 1970ern und erneut 2020 
und 2023 die Rückgabe der Benin-Bronzen.174 Auch 

artifacts”, in: ICOFOM Study Series, 49 (2), 2021, S. 141 und 
C. Freytag, „Cultural Heritage“, 1996, S. 196 sowie S. von 
Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African Cultural 
Renaissance“, 2025, S. 186. 
173 B. Goel, „,All Asiatic Vague Immensities’: International Law, 
Colonialism and the Return of Cultural Artefacts”, in: TWAILR: 
Reflections, 41, 2022, S. 10; C. De Guzman, After Queen Elizabeth 
II’s Death, Many Indians Are Demanding the Return of the Kohinoor 
Diamond, 09. September 2022, https://time.com/6212113/queen-
elizabeth-india-kohinoor-diamond/. 
174 Diese wurden im Jahr 1897 bei der gewaltvollen Plünderung des 
Königspalastes von Benin von britischen Truppen entwendet und 
daraufhin nach Europa gebracht, wo sie sich durch Handel in 
verschiedenen Ländern verteilten. Sowohl Großbritannien 
(vgl. G. Harris, Nigeria doubles down on restitution demands 
following British Museum thefts, 25. August 2023, 
https://www.theartnewspaper.com/2023/08/25/nigeria-doubles-
down-on-restitution-demands-following-british-museum-thefts) als 
auch Deutschland (vgl. P. Starzmann, Update / Nigeria will Benin-
Bronzen zurück, Raubkunst-Streit überschattet Eröffnung des 
Humboldt-Forums, 11. Dezember 2020, 
https://www.tagesspiegel.de/politik/raubkunst-streit-uberschattet-
eroffnung-des-humboldt-forums-5974510.html) wurden dabei zur 
Rückgabe aufgefordert. 

https://icom.museum/wp-content/uploads/2018/07/2017_ICOM_Statutes_EN.pdf
https://icom.museum/wp-content/uploads/2018/07/2017_ICOM_Statutes_EN.pdf
https://icom.museum/wp-content/uploads/2018/07/2017_ICOM_InternalRules_EN.pdf
https://icom.museum/wp-content/uploads/2018/07/2017_ICOM_InternalRules_EN.pdf
https://time.com/6212113/queen-elizabeth-india-kohinoor-diamond/
https://time.com/6212113/queen-elizabeth-india-kohinoor-diamond/
https://www.theartnewspaper.com/2023/08/25/nigeria-doubles-down-on-restitution-demands-following-british-museum-thefts
https://www.theartnewspaper.com/2023/08/25/nigeria-doubles-down-on-restitution-demands-following-british-museum-thefts
https://www.tagesspiegel.de/politik/raubkunst-streit-uberschattet-eroffnung-des-humboldt-forums-5974510.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/raubkunst-streit-uberschattet-eroffnung-des-humboldt-forums-5974510.html
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Kamerun und Namibia stellten kürzlich 
Rückgabeanträge für mehr als 30 kulturelle Objekte, 
die sich aktuell in Museen in Baden-Württemberg 
befinden.175  

Nachdem sich eine Rückgabebereitschaft der 
Marktstaaten in den 1970er Jahren noch missen 
ließ,176 nahm diese insbesondere in den letzten 
Jahren zu. Der französische Präsident Emmanuel 
Macron kündigte 2017 in Ouagadougou an, in den 
nächsten fünf Jahren die Voraussetzungen für 
Restitutionen des afrikanischen Kulturerbes zu 
schaffen,177 und Frankreich gab bereits Kulturgüter 
aus kolonialen Kontexten an Benin und Senegal 
zurück.178 Deutschland einigte sich 2022 mit Nigeria 
über die Rückgabe von 1130 Benin-Bronzen,179 von 
denen einige bereits zurückgegeben wurden.180 
Auch das Londoner Horniman-Museum hat 
entschieden, die Eigentumsrechte an 72 kulturellen 
Objekten, darunter 12 Benin-Bronzen, an die 
nigerianische Regierung zu übertragen.181 Dennoch 
wurden die meisten Kulturgüter bisher noch nicht 
zurückgegeben,182 was u.a. auch auf eine 

 
175 SWR, Koloniale Raubkunst, Kamerun und Namibia fordern von 
BW 30 Kulturgüter zurück, 21. März 2023, 
https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/koloniale-
raubkunst-rueckgabe-lindenmuseum-100.html. Die ersten 
Rückgabeforderungen aus Kamerun kamen bereits Anfang der 
1980er Jahre vom Nso-Volk und bezogen sich auf einen 
Schiffsschnabel und eine Statue, vgl. M. Assilkinga, Verkannt, 
vermisst, begehrt. Machtobjekte aus Kamerun in Deutschland, in: 
A. Meyer; B. Savoy (Koord.), Atlas der Abwesenheit, Kameruns 
Kulturerbe in Deutschland, Reimer, Berlin 2023, S. 168. 
176 Vgl. die Zeitleiste in B. Savoy, Africa’s Struggle for its Art, History 
of a Postcolonial Defeat, Princeton University Press, Princeton 
2022, S. 143ff. Bspw. hat Frankreich 1973 Rückgabegesuche von 
Madagaskar und dem Kongo abgelehnt, ebenso wie 
Großbritannien ein Ersuchen des Königreichs der Aschanti in 
Ghana. 
177 F. W. Kramer, Raubkunst-Debatte, Ist der Fremde ein Mensch?, 
11. Mai 2018, https://www.zeit.de/2018/20/tauschhandel-
transaktionen-ethnologie-raubkunst. 
178 B. Goel, „,All Asiatic Vague Immensities’: International Law, 
Colonialism and the Return of Cultural Artefacts”, in: TWAILR: 
Reflections, 41, 2022, S. 2. 
179 Joint Declaration on the Return of Benin Bronzes and Bilateral 
Museum Cooperation between the Federal Republic of Germany 
Represented by the Federal Foreign Office and the Federal 
Government Commissioner for Culture and the Media and the 
Federal Republic of Nigeria, Represented by the Federal Ministry of 
Information and Culture and the Ministry of Foreign Affairs [Joint 
Declaration], 1. Juli 2022, https://www.auswaertiges-
amt.de/blob/2540404/8a42afe8f5d79683391f8188ee9ee016/22070
1-benin-bronzen-polerkl-data.pdf. Die Rückgabe der Benin-Bronzen 
durch Deutschland ist besonders, da Deutschland nicht selbst als 
Kolonialmacht an der Verbringung der Benin-Bronzen beteiligt war. 
Zudem sichert Deutschland in Art. 8 der Joint Declaration die 
Unterstützung am Bau von Museen zu, um den Zugang der 
Bevölkerung zu den Kunstwerken zu sichern, vgl. ebda., S. 3. 
Ausführlich zu dieser Vereinbarung und ihrer Umsetzung S. von 
Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African Cultural 
Renaissance“, 2025, S. 278ff. 
180 Stiftung Preußischer Kulturbesitz, 514 Berliner Benin-Bronzen 
wieder nigerianisches Eigentum, 25. August 2022, 
https://www.preussischer-kulturbesitz.de/news-
detail/artikel/2022/08/25/512-berliner-benin-bronzen-wieder-

mangelhafte Dokumentation ethnologischer 
Sammlungsbestände zurückzuführen ist.183 

II. Der fehlende Rechtsbezug von 
Rückgaben 

Beim bisherigen Rückgabeverhalten der Staaten ist 
auffällig, dass kaum eine Subsumption stattfindet 
und die völkerrechtlichen Rechtsgrundlagen bei der 
Rückgabe nicht erwähnt, geschweige denn 
angewendet werden.184 Stattdessen erfolgen 
Rückgaben sehr häufig aufgrund von 
Einzelfallverhandlungen, die eher auf politischer als 
auf rechtlicher Ebene geführt werden.185 Das 
Anstreben einer (kultur)politischen Lösung erscheint 
dabei oft von vornherein günstiger, da die Chancen 
einer rechtlichen Durchsetzung gering sind.186 

Dass Rückgaben bisher eher auf Freiwilligkeit und 
bilateralen Vereinbarungen basieren, zeigt die 
fehlende Durchschlagskraft der völkerrechtlichen 
Grundlagen zur Rückgabe von Kulturgütern aus 
kolonialen Kontexten. Fälle, in denen Bezug auf die 
völkerrechtlichen Grundlagen hergestellt wird, 

nigerianisches-eigentum.html. Savoy und Gouaffo bemerken eine 
mit der Rückgabe verbundene radikale politische, institutionelle 
und rhetorische Kehrtwende in Restitutionsfragen in Deutschland, 
vgl. B. Savoy; A. Gouaffo, Das Projekt, in: A. Meyer; B. Savoy 
(Koord.), Atlas der Abwesenheit, Kameruns Kulturerbe in 
Deutschland, Reimer, Berlin 2023, S. 10f. Zu deutschen Rückgaben 
an Namibia siehe G. Grimme; L. Förster, „Locating Namibian 
Cultural Heritage in Museums and Universities in German-Speaking 
Countries, A Finding Aid for Provenance Research”, in: Working 
Paper Deutsches Zentrum Kulturgutverluste, 6, 2024, S. 204. 
181 Horniman Museum & Gardens, Horniman to return ownership 
of Benin bronzes to Nigeria, 07. August 2022, 
https://www.horniman.ac.uk/story/horniman-to-return-ownership-
of-benin-bronzes-to-nigeria/.  
182 So befinden sich bspw. über 40.000 Objekte aus Kamerun noch 
heute in öffentlichen Museen allein in Deutschland, was dem 
größten Kamerun-Bestand weltweit entspricht, vgl. B. Savoy; 
A. Gouaffo, Das Projekt, 2023, S. 9. Das Deutsche Zentrum für 
Kulturgutverluste macht zudem über 13.700 namibische 
Kulturgüter in deutschsprachigen Institutionen aus, vgl. G. Grimme; 
L. Förster, „Locating Namibian Cultural Heritage in Museums and 
Universities in German-Speaking Countries, A Finding Aid for 
Provenance Research”, in: Working Paper Deutsches Zentrum 
Kulturgutverluste, 6, 2024, S. 193. 
183 Die Mehrheit aller kolonialzeitlichen Objektbestände scheint bis 
heute nicht gleichmäßig retro-katalogisiert worden zu sein. Das 
Wissen über die Objekte gilt oft als fehlerhaft und es gibt 
strukturelle Defizite einer nicht-standardisierten Dokumentation, 
vgl. S.-M. Sprute, Chaos im Museum, in: A. Meyer; B. Savoy (Koord.), 
Atlas der Abwesenheit, Kameruns Kulturerbe in Deutschland, 
Reimer, Berlin 2023, S.267. Zur Relevanz der kolonialen 
Provenienzforschung S. von Schorlemer, Die panafrikanische 
„Charter for African Cultural Renaissance“, 2025, S. 217ff. 
184 F. Sarr; B. Savoy, Rapport sur la restitution du patrimoine 
culturel africain. Vers une nouvelle éthique relationnelle, Ministère 
de la Culture, Paris 2018, S. 6. Auch in der Joint Declaration 
zwischen Deutschland und Nigeria von 2022 gibt es keinen Bezug 
auf das Völkerrecht. 
185 C. Freytag, „Cultural Heritage“, 1996, S. 200. 
186 C. Rumpf, Wem gehört der Pergamon-Altar? Ein Beitrag aus dem 
Jahre 1992 aus heutiger Sicht, Rumpf Rechtsanwälte, Stuttgart 
2012, S. 6: Die Schlüsse Rumpfs lassen sich auf koloniale Kontexte 
übertragen. 

https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/koloniale-raubkunst-rueckgabe-lindenmuseum-100.html
https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/koloniale-raubkunst-rueckgabe-lindenmuseum-100.html
https://www.zeit.de/2018/20/tauschhandel-transaktionen-ethnologie-raubkunst
https://www.zeit.de/2018/20/tauschhandel-transaktionen-ethnologie-raubkunst
https://www.auswaertiges-amt.de/blob/2540404/8a42afe8f5d79683391f8188ee9ee016/220701-benin-bronzen-polerkl-data.pdf
https://www.auswaertiges-amt.de/blob/2540404/8a42afe8f5d79683391f8188ee9ee016/220701-benin-bronzen-polerkl-data.pdf
https://www.auswaertiges-amt.de/blob/2540404/8a42afe8f5d79683391f8188ee9ee016/220701-benin-bronzen-polerkl-data.pdf
https://www.horniman.ac.uk/story/horniman-to-return-ownership-of-benin-bronzes-to-nigeria/
https://www.horniman.ac.uk/story/horniman-to-return-ownership-of-benin-bronzes-to-nigeria/
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könnten positiv zu einer vermehrten Rückgabe aus 
weniger kooperativen Marktstaaten, zu 
zunehmenden Rückgabeersuchen durch die 
Herkunftsländer und zur Entstehung eines 
völkergewohnheitsrechtlichen Rückgabeanspruchs 
beitragen. 

III. Freiwillige Rückgaben als 
Alternative? 

Freiwillige Rückgaben, die ohne eine rechtlich 
vorgegebene Prozedur stattfinden, haben aufgrund 
ihrer Flexibilität einige Vorteile. So können auch 
andere Argumente wie historische, moralische oder 
ethische Prinzipien in den Fokus gestellt und 
verschiedenste Akteure wie Museen direkt in den 
Prozess mit einbezogen werden.187 Schließlich ist 
eine umfassende Planung und Ausarbeitung des 
Rückgabeprozesses von Bedeutung. Es kann sich als 
äußerst sinnvoll erweisen, Aspekte wie die 
Errichtung von Museen und Kulturinstitutionen, die 
Ausbildung von Museumsexpertinnen und -
experten sowie die Erstellung von Inventaren und 
Aufzeichnungen in bilateralen Verhandlungen zu 
berücksichtigen.188 

Das 1978 gegründete ICPRCP (UNESCO 
Intergovernmental Committee for Promoting the 
Return of Cultural Property to its Countries of Origin 
or its Restitution in case of Illicit Appropriation) 
fördert bilaterale Zusammenarbeit und 
Verhandlungen über Rückgaben,189 löste bisher 
jedoch lediglich sechs Fälle.190 Damit ein Fall vor 
dem ICPRCP behandelt werden kann, muss das 
entwendete Kulturgut eine besondere Bedeutung 
für das Ursprungsland haben191 und bereits 
initiierte bilaterale Verhandlungen müssen 
gescheitert sein.192 Die strenge Ausgestaltung des 
Verfahrens, der zwischenstaatliche Charakter des 
ICPRCP193 und die geringe Akzeptanz des Komitees 
als Streitbeilegungsorgan könnten Gründe für 

 
187 C. Labadie, „Decolonizing collections: A legal perspective on the 
restitution of cultural artifacts”, in: ICOFOM Study Series, 49 (2), 
2021, S. 141f. Zu ethischen Beweggründen bei Rückgaben von 
Kulturgut aus kolonialen Kontexten siehe S. von Schorlemer, Die 
panafrikanische „Charter for African Cultural Renaissance“, 2025, 
S. 298ff. 
188 ICOM ad hoc Committee for the Return of Cultural Property, 
Return of Cultural Property to their Countries of Origin: 
Bangladesh, Mali, Western Samoa – A Preliminary Survey of Three 
National Situations, in: L. V. Prott (Hrsg.), Witnesses to History, A 
Compendium of Documents and Writings on the Return of Cultural 
Objects, UNESCO, Paris 2009, S. 190. 
189 Art. 4 Abs. 1 UNESCO, Statutes of the Intergovernmental 
Committee for Promoting the Return of Cultural Property to its 
Countries of Origin or its Restitution in Case of Illicit Appropriation, 
Oktober 2005, UNESCO Doc. CLT/CH/INS-2005/21, S. 2; UNESCO 
General Conference, Strategy to Facilitate the Restitution of Stolen 
or Illicitly Exported Cultural Property, 25. August 2005, UNESCO 
Doc. 33 C/46, S. 1ff. 
190 Das ICPRCP wird dabei weder von Markt- noch von 
Herkunftsstaaten stark genutzt, vgl. UNESCO, Cases of Returns and 

dessen geringe Nutzung sein.194 Gerade in strittigen 
Fällen, etwa bei mangelnden Rechts- und 
Beweisgrundlagen, ist eine stärkere Nutzung des 
Komitees jedoch wünschenswert, denn es kann 
Instrumente wie Vermittlung und Schlichtung zur 
friedlichen Streitbeilegung anwenden und so „zu 
einer internationalen Verständigung betreffend in 
Kolonialunrecht wurzelnde Streitigkeiten“ 
beitragen.195 Eine stärkere Inanspruchnahme des 
ICPRCP könnte insgesamt die Anzahl von Rückgaben 
an Länder des globalen Südens erhöhen. 

IV. Zwischenergebnis 
Es lässt sich konkludieren, dass eine positive 
Entwicklung in Bezug auf Rückgaben von 
Kulturgütern aus kolonialen Kontexten zu erkennen 
ist, auch wenn sich der Großteil dieser Kulturgüter 
noch in Marktstaaten befindet. Neben einer 
häufigeren Nutzung des ICPRCP ist ein stärkerer 
Bezug auf völkerrechtliche Rechtsgrundlagen 
wünschenswert, um eine höhere Anzahl an 
Rückgaben zu erreichen. 

D. Weiterführende 
Überlegungen (de lege 
ferenda) 

I. Fehlende 
Rückgabeverpflichtung als 
Anlass für postkoloniale 
Konflikte? 

Die fehlende völkerrechtliche Verpflichtung zur 
Rückgabe von unter kolonialen Bedingungen 
entwendeten Kulturgütern spiegelt postkoloniale 
Konflikte im Völkerrecht wider und facht die 

Restitutions under the Aegis of the ICPRCP, o.D., 
https://www.unesco.org/en/fight-illicit-trafficking/return-and-
restitution-under-icprcp. 
191 ICPRCP, Standard Form concerning Requests for Return or 
Restitution, Januar 1986, 
https://www.unesco.org/sites/default/files/medias/fichiers/2022/04
/form_returnEN_FR_02%5B1%5D.pdf?hub=416, S. 8.  
192 Ebda., S. 2. 
193 Durch den zwischenstaatlichen Charakter können nur Staaten 
die Interessen von öffentlichen oder privaten Institutionen 
vertreten und es kommt zu einer Politisierung des Organs, 
vgl. J. Melnikova, „Stärkung des Kulturgüterschutzes: Die 
Bemühungen der UNESCO um die Reform des Übereinkommens 
von 1970“, in: Beiträge des UNESCO-Lehrstuhls für Internationale 
Beziehungen, 1, 2016, S. 17f. 
194 K. Odendahl, „Das Zwischenstaatliche Komitee zur Förderung 
der Rückgabe von Kulturgut an die Ursprungsländer oder dessen 
Restitution im Falle eines illegalen Erwerbs (UNESCO Rückgabe-
Komitee)“, in: KUR, 17 (3), 2015, S. 87. 
195 S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 327. 

https://www.unesco.org/en/fight-illicit-trafficking/return-and-restitution-under-icprcp
https://www.unesco.org/en/fight-illicit-trafficking/return-and-restitution-under-icprcp
https://www.unesco.org/sites/default/files/medias/fichiers/2022/04/form_returnEN_FR_02%5B1%5D.pdf?hub=416
https://www.unesco.org/sites/default/files/medias/fichiers/2022/04/form_returnEN_FR_02%5B1%5D.pdf?hub=416
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Diskussionen um eine Illegitimität dessen an. 
Insbesondere von TWAIL (Third World Approaches 
to International Law)- Vertreterinnen und Vertretern 
wird kritisch hinterfragt, ob das Völkerrecht als vom 
globalen Norden schon in Kolonialzeiten geprägtes 
System dazu in der Lage ist, sich für Länder des 
globalen Südens einzusetzen. Sie kritisieren die 
Replikation kolonialer Beziehungen in einer 
vermeintlich postkolonialen Welt,196 bspw. durch 
eine „colonial grammar“ des Völkerrechts.197 Auch 
abseits der TWAIL wird eine koloniale 
Durchdringung des Völkerrechts anerkannt und ein 
Zusammenhang mit neuen Dependenzstrukturen, 
bspw. ökonomischen Ungleichgewichten, 
aufgezeigt.198 Gleichzeitig wird argumentiert, dass 
seit der Verankerung des Grundsatzes der 
souveränen Gleichheit durch die UN-Charta neu 
entstehende völkerrechtliche Normen unter der 
Aufsicht einer kritischen Weltöffentlichkeit stehen 
und sich im fortlaufenden Prozess der 
Rechtsentwicklung beständig legitimieren 
müssen,199 was die früher bestehende Vorherrschaft 
europäischer Mächte einschränkt. 

In der Rückgabethematik ist es jedoch klar 
ersichtlich, dass Staaten des globalen Nordens von 
völkerrechtlichen Regelungen profitieren, die 
bereits vor der Unabhängigkeit der damaligen 
Kolonialstaaten und somit vor ihrer Aufnahme in 
das völkerrechtliche System entstanden sind.200 Im 
Folgenden wird aufgrund dessen auf alternative 
rechtspolitische Überlegungen eingegangen, welche 
die Legitimität dieser Regeln sowie die Möglichkeit 
und Notwendigkeit von Ausnahmen untersuchen. 

 
196 A. Anghie, Imperialismus und Theorie des internationalen 
Rechts, in: K. Theurer; W. Kaleck (Hrsg.), Dekoloniale Rechtskritik 
und Rechtspraxis, Nomos, Baden-Baden 2020, S. 70. Nkrumah 
beschrieb schon 1965 einen auftretenden Neo-Kolonialismus, 
vgl. K. Nkrumah, Neo-Colonialism, the Last Stage of Imperialism, 
Thomas Nelson & Sons, Ltd., London 1965, S. 34.  
197 B. Goel, „,All Asiatic Vague Immensities’: International Law, 
Colonialism and the Return of Cultural Artefacts”, in: TWAILR: 
Reflections, 41, 2022, S. 1; vgl. auch B. S. Chimni, „Third World 
Approaches to International Law: A Manifesto“, in: International 
Community Law Review, 8, 2006, S. 3. Auch wenn angesichts der 
vielfältigen Werke der TWAIL nicht auf eine einzige 
Argumentationslinie verallgemeinert werden kann, ist es „the 
central TWAIL concern to understand international law through the 
‘lived experiences’ of the Third World“, siehe A. Anghie, „Rethinking 
International Law: A TWAIL Retrospective“, in: European Journal of 
International Law, 34 (1), 2023, S. 32. 
198 S. von Schorlemer, UNESCO-Weltkulturerbe und postkoloniale 
Diskurse, 2022, S. 79f.; J. von Bernstorff, Die deutsche 
Völkerrechtswissenschaft und der „postcolonial turn“ – Teil 1, 
9. September 2014, https://voelkerrechtsblog.org/de/die-deutsche-
volkerrechtswissenschaft-und-der-postcolonial-turn/.  
199 C. Tomuschat, „Die Bedeutung der Zeit im Völkerrecht“, in: 
Archiv des Völkerrechts, 60 (1), 2022, S. 13. 
200 Staaten des globalen Nordens profitieren z.B. vom Prinzip der 
Nichtrückwirkung und den Regelungen, welche von den 

II. Aufweichung des Prinzips der 
Intertemporalität201? 

Nach heutigem Recht wäre die massenhafte 
Verbringung von Kulturgütern, wie sie unter 
kolonialen Bedingungen geschah, zweifelsohne 
völkerrechtswidrig.202 Es ist daher fraglich, ob das 
Prinzip der Intertemporalität im Kontext kolonialer 
Verbrechen gelockert werden könnte und somit 
Rechtsentwicklungen, die nach der Kolonialzeit 
stattgefunden haben, mitberücksichtigt werden 
könnten. Grundsätzlich wäre eine Aufweichung des 
Prinzips der Intertemporalität möglich, da es kein 
allgemeines, absolutes völkerrechtliches 
Rückwirkungsverbot gibt.203 

Der deutsche Rechtsphilosoph Radbruch schrieb 
1946:  

„Where there is not even an attempt 
of justice, where equality, the core of 
justice, is deliberately betrayed in the 
issuance of positive law, then the 
statute […] lacks completely the very 
nature of law.”204  

Diese Radbruch’sche Formel wurde u.a. in den 
sogenannten „Mauerschützenprozessen” 1996 vom 
Bundesverfassungsgericht aufgegriffen und auch in 
der Diskussion über die rechtliche Aufarbeitung von 
kolonialem Unrecht ins Spiel gebracht.205 Das ius 
publicum europaeum als Völkerrecht der Kolonialzeit 
war der Bevölkerung von kolonialen Gebieten 
gegenüber rassistisch und diskriminierend.206 Es 
stellte kein Instrument der Gerechtigkeit dar, 
sondern wurde von den europäischen Staaten dazu 
genutzt, expansive Interessen zu verfolgen,207 

Kolonialmächten in den Kolonien implementiert wurden und 
dadurch die Wegnahme von Kulturgut rechtfertigten (siehe 
Abschnitt D. III.). 
201 Nach dem Prinzip der Intertemporalität wird ein Sachverhalt auf 
Grundlage des zu der jeweiligen Zeit geltenden Rechts beurteilt, 
vgl. die Ausführungen in Abschnitt B. II. 2. b). 
202 Siehe u.a. die Ausführungen in Abschnitt B. I. 
203 Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Zur 
„postkolonialen“ intertemporalen Interpretation des Völkerrechts, 
2023, S.2; C. Stahn, Confronting Colonial Objects, Histories, 
Legalities, and Access to Culture, Oxford University Press, Oxford 
2023, S. 457. Ein Rückwirkungsverbot gilt im Völkerstrafrecht, 
vgl. Art. 22 Abs. 1 IStGH, Gesetz zum Römischen Statut des 
Internationalen Strafgerichtshofs vom 17. Juli 1998 [IStGH-Statut], 
17. Juli 1998, BGBl 2000 II, S. 1393. 
204 G. Radbruch, „Statutory Lawlessness and Supra-Statutory Law 
(1946)”, in: Oxford Journal of Legal Studies, 26 (1), 2006, S. 7. 
205 Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Zur 
„postkolonialen“ intertemporalen Interpretation des Völkerrechts, 
2023, S. 3. 
206 J. A. Kämmerer, Colonialism, 2018, S. 11. 
207 C. Labadie, „Decolonizing collections: A legal perspective on the 
restitution of cultural artifacts”, in: ICOFOM Study Series, 49 (2), 
2021, S. 137; M. du Plessis, „Historical Injustice and International 
Law: An Explanatory Discussion of Reparation for Slavery”, in: 
Human Rights Quarterly, 25 (3), 2003, S. 635f. 

https://voelkerrechtsblog.org/de/die-deutsche-volkerrechtswissenschaft-und-der-postcolonial-turn/
https://voelkerrechtsblog.org/de/die-deutsche-volkerrechtswissenschaft-und-der-postcolonial-turn/
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wodurch es nach der Radbruch’schen Definition die 
Rechtsnatur vermissen ließ. Diese große Diskrepanz 
zwischen Legitimität und Legalität in Zeiten des 
Kolonialismus könnte eine Ausnahme des Prinzips 
der Intertemporalität und somit 
Rückgabeansprüche über das Prinzip der 
Wiedergutmachung begründen. Von Schorlemer 
fordert daher angesichts der starken Veränderung 
des Völkerrechts seit der Kolonialzeit, der Gefahr 
einer Verschleierung kolonialen Unrechts und der 
Sorge einer Festschreibung damaligen Rechts eine 
größere rechtspolitische Flexibilität bei der 
Beurteilung von heute als unrechtmäßig 
angesehenen Handlungen.208 

Andererseits ist die Anwendung des allgemein 
anerkannten Rechtsgrundsatzes der 
Nichtrückwirkung und somit die intertemporale 
Beurteilung eines Sachverhaltes auf Grundlage der 
zu der jeweiligen Zeit gültigen Gesetze ebenfalls von 
Bedeutung, da somit eine Berechenbarkeit des 
Rechts garantiert wird.209 Würden einzelne 
Ausnahmen des Prinzips der Nicht-Rückwirkung im 
Sinne eines Gerechtigkeitsakts vorgenommen 
werden, zögen diese „zwangsläufig selbst wiederum 
als ungerecht empfundene Ungleichbehandlungen 
nach sich“.210 Noch dazu ist es oft schwer, die 
Konsequenzen vergangener Handlungen genau zu 
analysieren211 und es besteht die Gefahr einer 
endlosen Abwicklung der Geschichte.212  

Es ergibt sich somit ein Spannungsverhältnis 
zwischen Rechtssicherheit und Gerechtigkeit, 
welches für eine andauernde Diskussion um eine 
Lockerung der Intertemporalität im Falle kolonialer 
Verbrechen sorgt.213 Eine Ausnahme der 

 
208 S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 162f. 
209 ECCHR, Prinzip der Intertemporalität, 
https://www.ecchr.eu/glossar/prinzip-der-intertemporalitaet/.  
210 J. A. Kämmerer; J. Föh, „Das Völkerrecht als Instrument der 
Wiedergutmachung? – Eine kritische Betrachtung am Beispiel des 
Herero-Aufstandes“, in: AVR, 42 (3), 2004, S. 327. 
211 C. Tomuschat, „Die Bedeutung der Zeit im Völkerrecht“, in: AVR, 
60 (1), 2022, S. 19f. 
212 A. Arnauld, „How to Illegalize Past Injustice: Reinterpreting the 
Rules of Intertemporality”, in: European Journal of International 
Law, 32 (2), 2021, S. 405. 
213 Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste, Zur 
„postkolonialen“ intertemporalen Interpretation des Völkerrechts, 
2023, S. 4. 
214 Bspw. der Völkermord Deutschlands an den Herero und Nama, 
vgl. J. A. Kämmerer; J. Föh, „Das Völkerrecht als Instrument der 
Wiedergutmachung? – Eine kritische Betrachtung am Beispiel des 
Herero-Aufstandes“, in: AVR, 42 (3), 2004, S. 294ff.   
215 Es lässt sich keine Staatenpraxis für die Entwicklung einer 
völkerrechtlichen Regel erkennen, die Opfern von Handlungen, die 
aus heutiger Sicht gegen ius cogens-Normen verstoßen, 
Entschädigungen gewähren könnte, vgl. J. A. Kämmerer, 
Colonialism, 2018, S. 11; C. Tomuschat, „Die Bedeutung der Zeit im 
Völkerrecht“, in: AVR, 60 (1), 2022, S. 20; M. du Plessis, „Historical 
Injustice and International Law: An Explanatory Discussion of 
Reparation for Slavery”, in: HRQ, 25 (3), 2003, S. 636: Du Plessis 
argumentiert, dass die Strategie, intertemporales Recht zu 

Intertemporalität im Falle bestimmter Verbrechen 
mit besonders verheerendem Charakter ist wichtig, 
um für Gerechtigkeit zu sorgen und in einem 
gewissen Rahmen Wiedergutmachung leisten zu 
können. Werden jedoch viele Ausnahmen gemacht, 
so ist eine Grenzziehung von Ausnahmen schwierig. 
Die massenhafte Verbringung von Kulturgut wird 
dabei von noch verheerenderen Verbrechen der 
Kolonialzeit, welche einen Verstoß gegen heutige ius 
cogens-Normen darstellen würden, überschattet.214 
Doch selbst eine Ausnahme des Prinzips der 
Intertemporalität in Bezug auf ius cogens-Normen 
wird breit diskutiert, im Ergebnis jedoch 
abgelehnt.215 Ein allgemeiner Rückgabeanspruch 
von aus Kolonien verbrachtem Kulturgut über eine 
Ausnahme des Prinzips der Intertemporalität ist 
daher vorerst ebenfalls nicht absehbar,216 auch 
wenn dies gerade in Fällen, welche die Friedlichkeit 
der internationalen Beziehungen gefährden, 
sinnvoll sein könnte.217 

III. Berücksichtigung 
präkolonialen Rechts? 

Im Kolonialismus wurden die lokalen präkolonialen 
Regeln in den kolonialisierten Gebieten nicht 
berücksichtigt.218 Stattdessen erlegten die 
kolonialen Regierungen den Kolonien sogar Gesetze 
zum Umgang mit deren Kulturschätzen auf,219 um 
ihr eigenes Verhalten als rechtmäßig zu 
perpetuieren. Im Zuge alternativer rechtlicher 
Lösungsansätze sollte das damalige lokale Recht in 
den kolonialisierten Gebieten betrachtet werden, 
um ein eventuelles rechtswidriges Handeln der 
Kolonialmächte in Bezug auf lokales Recht belegen 

untergraben, zu radikal sei und auf einen zu hohen Widerstand 
stößt. Er plädiert daher dafür, Gerechtigkeit und Moral zu beachten 
und Wiedergutmachung außerhalb des bestehenden rechtlichen 
Rahmens zu leisten. Tomuschat verweist auf Rechtspolitik, 
vgl. C. Tomuschat, „Die Bedeutung der Zeit im Völkerrecht“, in: AVR, 
60 (1), 2022, S. 20. 
216 Um die temporalen Grenzen des Völkerrechts zu überwinden, 
müssten Rechtspositionen, die in damaligem Recht noch nicht 
bestanden, retroaktiv vertraglich oder durch neues 
Völkergewohnheitsrecht geschaffen werden. Dies ist derzeit nicht 
absehbar, vgl. J. A. Kämmerer; J. Föh, „Das Völkerrecht als 
Instrument der Wiedergutmachung? – Eine kritische Betrachtung 
am Beispiel des Herero-Aufstandes“, in: AVR, 42 (3), 2004, S. 325f. 
217 S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 165; A. Arnauld, „How to Illegalize 
Past Injustice: Reinterpreting the Rules of Intertemporality”, in: EJIL, 
32 (2), 2021, S. 405. 
218 Die Kolonialmächte sahen die eroberten Gebiete vielfach 
fälschlicherweise als terra nullius an, um ihre Eroberungen zu 
rechtfertigen, dazu S. von Schorlemer, Die panafrikanische 
„Charter for African Cultural Renaissance“, 2025, S. 167. Es gab 
jedoch viele lokale Regeln und Institutionen, vgl. C. Stahn, 
Confronting Colonial Objects, 2023, S. 319. 
219 So z.B. Frankreich in Indochina, vgl. S. M. Spitra, „Civilisation, 
Protection, Restitution: A Critical History of International Cultural 
Heritage Law in the 19th and 20th Century”, in: Journal of the 
History of International Law, 22, 2020, S. 343. 

https://www.ecchr.eu/glossar/prinzip-der-intertemporalitaet/
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zu können und Rückgabeforderungen aus 
rechtsethischer Perspektive zu stützen. 

In Bezug auf die Verbringung von Kulturgütern gab 
es im vorkolonialen Subsahara-Afrika eine lange 
Geschichte des Schutzes heiliger Orte und 
Kulturerbestätten durch Gewohnheitsrechte, Tabus 
und traditionelle Regulierungspraktiken,220 welche 
zum Schutz der sich dort befindlichen Kulturgüter 
beitrugen. Auch ein Verbot von Plünderungen zur 
persönlichen Bereicherung war in einigen 
Gesellschaften anerkannt.221 Die Verbringung von 
Kulturgütern könnte zudem als ein Verstoß gegen 
vielerorts fest bestimmte Erbschaftsregeln gesehen 
werden, welche den Besitz und die 
Weiterverbringung von Besitztümern, und somit 
auch von Kulturgütern, regelten.222 Oft wurden 
zudem lokale Traditionen missachtet: In Westsamoa 
etwa wurden Objekte verschenkt und dann in einem 
zeremoniellen Zyklus weitergegeben, doch die 
Europäerinnen und Europäer hielten sich nicht an 
diese Tradition und behielten die geschenkten 
Objekte.223 

Insgesamt gibt es jedoch wenig empirische 
Informationen zu lokalem vorkolonialem Recht. Es 
lassen sich bspw. kaum Rechtsberichterstattungen 
und Fallinterpretationen von afrikanischen Staaten 
vor ihrer Kolonialisierung finden. Auf der einen Seite 
liegt dies an einem Mangel an Forschung, denn 
„[a]frican legal history is still virgin academic 
territory“.224 Auf der anderen Seite wurden Verträge 
im vorkolonialen Afrika überwiegend ungeschrieben 
ausgeführt und waren von Informalität geprägt.225 
Stattdessen spielte in Afrika Gewohnheitsrecht eine 
größere Rolle, welches definiert wurde als „rules of 
custom, morality, and religion that the indigenous 
people of a given locality view as enforceable either 
by the central political system or authority, in the 
case of very serious forms of misconduct, or by 

 
220 J. K. Reap, „Introduction: Heritage legislation and management”, 
in: Built Heritage, 6 (9), 2022, S.2; A. Adewumi, „Built heritage and 
planning laws in Africa: the Nigerian Experience”, in: Built Heritage, 
6 (7), 2022, S. 3; Y. Diallo, „African Traditions and Humanitarian 
Law”, in: International Review of the Red Cross, 16 (185), 1976, 
S. 395.  
221 A. N. Njoya, The African Concept, in: UNESCO (Hrsg.), 
International Dimensions of Humanitarian Law, Kluwer Academic 
Publishers Group, Dordrecht 1988, S. 8. 
222 In Benin war es bspw. Tradition, dass „the first son, after 
performing the funeral obsequies of the deceased father, 
automatically succeeds to his father’s status and title, and inherits 
his father’s house as well as the bulk of his property”. Ähnliche 
Regelungen gab es auch für die Vererbung staatlichen Besitzes, 
vgl. I. Ojo; E. Ekhator, „Precolonial Legal System in Africa: An 
Assessment of Indigenous Laws of Benin“, in: Umewaen: Journal of 
Benin and Edo Studies, 5, 2020, S. 60. In Benin bestimmten die 
„principles of primogeniture“ über den Besitz der Benin-Bronzen, 
siehe O. Sogbesan; T. Laotan-Brown, „Reflections on the Customary 
Laws of Benin Kingdom and Its Living Cultural Objects in the 
Discourse of Ownership and Restitution”, in: Santander Art and 
Culture Law Review, 2 (8), 2022, S. 45. 

various social units such as the family”.226 Erst durch 
die Kolonialmächte wurden schriftliche Gesetze, u.a. 
zum Kulturerbeschutz, in kolonialen Gebieten 
eingeführt.227  

Für die Ableitung einer völkerrechtlichen 
Rückgabeverpflichtung, z.B. über das Prinzip der 
Wiedergutmachung, müsste zudem ein Verstoß 
gegen Völkerrecht stattgefunden haben. Das lokale 
Recht hatte hingegen eher einen innerstaatlichen 
Charakter, wodurch eine Ahndung eines Verstoßes 
in der Verantwortung des jeweiligen Staates liegt 
und nicht Teil einer völkerrechtlichen Betrachtung 
ist. Die Ableitung eines allgemeinen 
Rückgabeanspruchs über die Berücksichtigung 
lokalen Rechts ist daher nicht möglich und findet in 
der völkerrechtlichen Debatte keinen Zuspruch. Die 
Berücksichtigung von lokalen Ordnungen und 
Traditionen ist in rechtsethischen Überlegungen zu 
Rückgabeforderungen dennoch von hoher 
Bedeutung, da dadurch die Illegitimität des 
damaligen ius publicum europaeum und gleichzeitig 
der zivile Charakter indigener Völker anerkannt wird 
und eine Diskussion auf Augenhöhe stattfinden 
kann. Sogbesan, Laotan-Brown und von Schorlemer 
regen daher an, präkoloniale lokale Praxen, Bräuche 
und Traditionen stärker zu würdigen und diese 
Ordnungen bei der Beurteilung rechtlicher 
Grundlagen für Rückführungen von Kulturgut zu 
berücksichtigen.228 Es bedarf weiterer Forschung, 
um „eine genauere historische Rekonstruktion der 
vor und zu Kolonialzeiten geltenden 
gesellschaftlichen Ordnung in den betreffenden 
Ländern“229 vorzunehmen und eine stärkere 
Berücksichtigung präkolonialen Rechts in der 
Rückgabedebatte zu fördern.  

223 Zu diesem Fall S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter 
for African Cultural Renaissance“, 2025, S. 170; ICOM ad hoc 
Committee for the Return of Cultural Property, Return of Cultural 
Property to their Countries of Origin, 2009, S. 189. 
224 R. F. Oppong, „Private International Law in Africa: The Past, 
Present, and Future”, in: The American Journal of Comparative Law, 
55 (4), 2007, S. 687. 
225 Ebda., S. 689. 
226 J. M. Ocran, „The Clash of Legal Cultures: The Treatment of 
Indigenous Law in Colonial and Post-Colonial Africa”, in: Akron Law 
Review, 39 (2), 2006, S. 467. Dazu auch A. Adewumi, „Built heritage 
and planning laws in Africa: the Nigerian Experience”, in: Built 
Heritage, 6 (7), 2022, S. 3. 
227 Diese Gesetzgebung diente jedoch primär der Erfüllung eigener 
Interessen, vgl. A. Adewumi, „Built heritage and planning laws in 
Africa: the Nigerian Experience”, in: Built Heritage, 6 (7), 2022, S. 3f. 
228 O. Sogbesan; T. Laotan-Brown, „Reflections on the Customary 
Laws of Benin Kingdom and Its Living Cultural Objects in the 
Discourse of Ownership and Restitution”, in: SAACLR, 2 (8), 2022, 
S. 38; S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 169f. 
229 S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 169f. 
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IV. Prinzip des „Common 
Heritage of Mankind” 

Das Prinzip des „Common Heritage of Mankind“ ist 
ein aus dem See- und Weltraumrecht bekanntes 
Rechtsinstitut,230 welches in der Präambel der 
Haager Konvention von 1954 aufgegriffen231 und 
seither Teil der Kulturrückgabedebatte wurde.232 
Nach diesem Prinzip wären unter kolonialen 
Bedingungen verbrachte Kulturgüter ein 
gemeinsames Erbe der Menschheit und bedürften 
besonderen Schutzes, welcher von der gesamten 
Menschheit geleistet wird.233 Dadurch wird die 
allgemeine Bedeutung von Kulturgut sowie die 
nötige Zusammenarbeit im Kulturgüterschutz 
betont. Aus dem Prinzip leiten sich keine Besitz- 
oder Eigentumsrechte ab, da es bestehende 
staatliche Souveränität anerkennt und Kulturgüter 
durch nationale Rechtsordnungen Eigentümern 
zugeordnet sind.234 Es steht somit grundsätzlich 
nicht in Konflikt mit Rückführungsansprüchen von 
Ursprungsstaaten.  

Die Verpflichtung der Staatengemeinschaft, 
Kulturgüter in besonderem Maße gemeinsam zu 
schützen, zu bewahren und öffentlich zugänglich zu 
machen,235 wurde in der Vergangenheit als 
Argument gegen die Rückführung von unter 
kolonialen Bedingungen verbrachten Kulturgütern 
angebracht.236 Universalisten, darunter das British 

 
230 R. Wolfrum, Common Heritage of Mankind, in: A. Peters; 
R. Wolfrum (Hrsg.), The Max Planck Encyclopedia of Public 
International Law, Oxford University Press, Oxford 2009, S. 1ff. Es 
gibt keine einheitliche Definition für das Prinzip, da dessen 
Anwendung von den verschiedenen Rechtsordnungen abhängt 
(vgl. ebda.), zentral sind jedoch die Grundsätze, dass das 
gemeinsame Erbe allen zur Nutzung offensteht, es eine Pflicht zur 
Zusammenarbeit gibt und Vorteile aktiv geteilt werden sollen, 
vgl. ebda., S. 7. Ob es in der Teilung von Vorteilen eine 
Vorzugsbehandlung für Länder des globalen Südens geben und 
wie der Begriff „mankind“ verstanden werden sollte, ist umstritten, 
vgl. K. M. W. Owolabi, „The Principle of the Common Heritage of 
Mankind“, in: Nnamdi Azikiwe University Journal of International 
Law and Jurisprudence, 4, 2013, S. 53. 
231 Präambel der Haager Konvention von 1954: „in der 
Überzeugung, daß jede Schädigung von Kulturgut, gleichgültig 
welchem Volk es gehört, eine Schädigung des kulturellen Erbes der 
ganzen Menschheit bedeutet.“ 
232 Von Schorlemer macht zudem die wachsende wirtschaftlich-
kulturelle Verflechtung der Staaten als wichtigen Faktor für eine 
Stärkung des Common Heritage-Gedankens aus, vgl. S. von 
Schorlemer, Internationaler Kulturgüterschutz, 1992, S. 561. 
233 A. Yupsanis, „Cultural Property Aspects in International Law: The 
Case of the (Still) Inadequate Safeguarding of Indigenous Peoples’ 
(Tangible) Cultural Heritage”, in: Netherlands International Law 
Review, 58 (3), 2011, S. 344. 
234 C. Freytag, „Cultural Heritage“, 1996, S. 198. Die Treuhandidee 
des Kulturgüterschutzes stellt Eigentumsrechte nicht ernsthaft in 
Frage, vgl. S. von Schorlemer, Internationaler Kulturgüterschutz, 
1992, S. 583. 
235 S. von Schorlemer, Internationaler Kulturgüterschutz, 1992, 
S. 566ff.; C. Freytag, „Cultural Heritage“, 1996, S. 198. 
236 Das Prinzip impliziert, dass sich Kulturgüter dort befinden sollen, 
wo die besten Möglichkeiten ihrer Erhaltung bestehen. 
Institutionen in Marktstaaten bietet dieses Argument die 

Museum in London, behaupteten beispielsweise, 
dass europäische Museen durch ihre gute 
technologische und archäologische Ausstattung 
einen besseren Schutz als die Museen in 
Ursprungsstaaten sicherstellen können.237 2002 
unterzeichneten 18 Museen die „Declaration on the 
Importance and Value of Universal Museums”238, in 
der sie sich für universalistische Museen und gegen 
die Rückgabe von in ihrem Besitz befindlichen 
Kulturgütern aussprachen.239 Während das Prinzip 
des Common Heritage of Mankind somit den 
wichtigen Ansatz verfolgt, die Bedeutung von 
Kulturgut herauszustellen, so wird die 
Schutzverpflichtung als Argument gegen 
Rückgabeansprüche ehemaliger Kolonien 
missbraucht. Zudem wird die besondere Bedeutung 
von Kulturgütern für diejenigen Menschen, die sich 
mit den Kulturgütern identifizieren, nicht 
ausreichend betont.240 Von dem Prinzip profitieren 
dadurch einseitig die Marktstaaten, wodurch es zur 
Umfunktionierung des Heritage of Mankind zu 
„Heritage of the wealthy nations and their citizenry“ 
kam.241 Traditionelle Gemeinschaften teilen das 
Ideal des universellen kulturellen Welterbes daher 
meist nicht.242 

Im Gegensatz zu Universalisten sehen Nationalisten 
Kulturgüter als Teil des nationalen Kulturerbes an.243 
Sie argumentieren für eine Rückgabe von 
Kulturgütern mit der Begründung, dass Kulturerbe 

Möglichkeit, Kulturgüter nicht zurückzugeben, vgl. S. von 
Schorlemer, Internationaler Kulturgüterschutz, 1992, S. 566ff. 
237 B. Goel, „,All Asiatic Vague Immensities’: International Law, 
Colonialism and the Return of Cultural Artefacts”, in: TWAILR: 
Reflections, 41, 2022, S. 4f. Dieses Argument verlor im letzten Jahr 
verstärkt an Glaubwürdigkeit, als dem British Museum ca. 2000 
Kunstobjekte gestohlen wurden, siehe A. Anthony, ‘Nobody was 
expecting it’: British Museum warned reputation seriously 
damaged and treasures will take decades to recover, 26. August 
2023, https://www.theguardian.com/culture/2023/aug/26/british-
museum-reputation-damaged-treasures-loss. 
238 Declaration on the Importance and Value of Universal Museums, 
2002, 
https://ia804708.us.archive.org/33/items/cmapr4492/20030000%2
0Information%20Declaration%20on%20the%20Importance%20and
%20Value%20of%20Universal%20Museums.pdf. 
239 Ebda., S. 1: „[M]useums serve not just the citizens of one nation 
but the people of every nation. Museums are agents in the 
development of culture, whose mission is to foster knowledge by a 
continuous process of reinterpretation. Each object contributes to 
that process. To narrow the focus of museums whose collections 
are diverse and multifaceted would therefore be a disservice to all 
visitors.” 
240 E. Campfens, „Whose Cultural Objects? Introducing Heritage 
Title for Cross-Border Cultural Property Claims”, in: Netherlands 
International Law Review, 67, 2020, S. 266f. 
241 Vgl. C. Caruthers, „International Cultural Property: Another 
Tragedy of the Commons”, in: Washington International Law 
Journal, 7 (1), 1998, S. 155. 
242 S. von Schorlemer, UNESCO-Weltkulturerbe und postkoloniale 
Diskurse, 2022, S. 160. 
243 A. Yupsanis, „Cultural Property Aspects in International Law: The 
Case of the (Still) Inadequate Safeguarding of Indigenous Peoples’ 
(Tangible) Cultural Heritage”, in: NILR, 58 (3), 2011, S. 345f. 

https://www.theguardian.com/culture/2023/aug/26/british-museum-reputation-damaged-treasures-loss
https://www.theguardian.com/culture/2023/aug/26/british-museum-reputation-damaged-treasures-loss
https://ia804708.us.archive.org/33/items/cmapr4492/20030000%20Information%20Declaration%20on%20the%20Importance%20and%20Value%20of%20Universal%20Museums.pdf
https://ia804708.us.archive.org/33/items/cmapr4492/20030000%20Information%20Declaration%20on%20the%20Importance%20and%20Value%20of%20Universal%20Museums.pdf
https://ia804708.us.archive.org/33/items/cmapr4492/20030000%20Information%20Declaration%20on%20the%20Importance%20and%20Value%20of%20Universal%20Museums.pdf
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besser an seinem Herkunftsort interpretiert werden 
kann als in einem Museum einer ehemaligen 
Kolonialmacht.244 Diese inzwischen dominierende 
Sichtweise fußt auf der Präambel der UNESCO-
Konvention von 1970. Gemäß dieser stellt Kulturgut 
ein wesentliches Element der Zivilisation der Völker 
dar, und „sein wahrer Wert [kann] nur im 
Zusammenhang mit einer möglichst umfassenden 
Unterrichtung über seinen Ursprung, seine 
Geschichte und seinen traditionellen Hintergrund 
erfasst werden“.245  

Eine Wertschätzung von Kulturgut als Erbe der 
Menschheit und ein besonderer Schutz im Sinne 
des Common Heritage-Prinzips schließen eine 
Rückgabe nicht aus. Hierin einen ausschließenden 
Faktor zu sehen, würde eine überhebliche 
Sichtweise den Ursprungsstaaten gegenüber zeigen 
und Denkmuster der Kolonialzeit perpetuieren. 
Wenn Marktstaaten Kulturgüter zurückgeben und 
damit das nationale Kulturerbe des 
Ursprungslandes respektieren, so können sie 
gleichzeitig den Schutz im Ursprungsland finanziell 
und personell unterstützen, wodurch sie der 
gemeinsamen Schutzforderung des Common 
Heritage-Prinzips nachkommen.246 Es kann somit 
keine unüberwindbare Dichotomie zwischen 
Universalismus und Nationalismus festgestellt 
werden. 

V. Zwischenergebnis 
Obwohl die Berücksichtigung lokalen vorkolonialen 
Rechts oder die Aufweichung der Intertemporalität 
auf den ersten Blick Gerechtigkeit und die 
Möglichkeit eines allgemeinen Rückgabeanspruchs 
versprechen, stoßen diese alternativen Ansätze in 
der Praxis schnell an ihre Grenzen. Aufgrund der 
Gefahr einer endlosen Abwicklung der Geschichte 
und dem Forschungsbedarf zu vorkolonialem Recht 
ist es unwahrscheinlich, dass sich Marktstaaten 
über diese Wege zu weiteren Rückgaben bewegen 
lassen. Dennoch sollten rechtsethische 
Überlegungen zu präkolonialem lokalem Recht und 
der Entwicklung des Völkerrechts nach der 
Kolonialzeit in Rückgabeverhandlungen 
berücksichtigt werden. Das Prinzip des Common 
Heritage of Mankind regt bei gleichzeitigem Respekt 
nationalen Kulturerbes zudem dazu an, 
gemeinsamen Kulturgüterschutz von verbrachtem 
Kulturgut in den Ursprungsstaaten zu organisieren, 

 
244 B. Goel, „,All Asiatic Vague Immensities’: International Law, 
Colonialism and the Return of Cultural Artefacts”, in: 
TWAILR: Reflections, 41, 2022, S. 5. 
245 Präambel der UNESCO-Konvention von 1970. 
246 Deutschland zeigte sich bspw. bereit, sich im Rahmen der 
Rückgabe der Benin-Bronzen in Millionenhöhe an den Kosten des 
Edo Museum of West African Art zu beteiligen, welches die Benin-
Bronzen ausstellen soll, vgl. S. Koldehoff, Nach Rückgabe der 
Raubkunst, Zukunft der restituierten Benin-Bronzen in Nigeria ist 

statt auf einen besseren Schutz in den Marktstaaten 
zu verweisen.  

E. Fazit und Ausblick 
Es hat sich gezeigt, dass das Völkerrecht keinen 
allgemeinen Rückgabeanspruch seitens der 
Ursprungsstaaten auf ihr unter kolonialen 
Bedingungen verbrachtes Kulturgut bereithält. Mit 
der UNESCO-Konvention von 1970 und den 
darauffolgenden völkerrechtlichen Instrumenten 
sind jedoch zahlreiche Schritte unternommen 
worden, die zu einer Bewusstseinsschärfung geführt 
haben und die Bedeutung von Kulturgütern, 
insbesondere für die Ursprungsgemeinschaften, 
herausstellten. Der eingeschränkte 
Anwendungsbereich der UNESCO-Konvention von 
1970 wurde in der UNIDROIT-Konvention von 1995 
weitestgehend aufgelöst und ein allgemeiner 
Rückgabeanspruch formuliert. Gleichzeitig 
verhindert das Prinzip der Nichtrückwirkung die 
Anwendung von Rückgabeansprüchen auf unter 
kolonialen Bedingungen verbrachte Kulturgüter. Ein 
entsprechendes Völkergewohnheitsrecht hat sich 
bis heute noch nicht entwickelt, da sich keine 
einheitliche Staatenpraxis und dazugehörige opinio 
juris feststellen lässt. Auch eine Anwendung des 
Prinzips der Wiedergutmachung scheitert an der 
fehlenden Völkerrechtssubjektivität von Kolonien, 
wodurch die vielschichtigen Auswirkungen des 
damaligen ius publicum europaeum sichtbar werden.  

Es ist jedoch möglich, dass sich die Staatenpraxis 
zukünftig entlang des Völkergewohnheitsrechts von 
in Kriegszeiten verbrachtem Kulturgut orientiert und 
eine Rückgabeverpflichtung anerkennt. Darauf 
deuten auch die zu Rückgaben auffordernden 
Resolutionen seit den 1970er Jahren hin, auch wenn 
diese über die Jahre abgeschwächter formuliert 
wurden. Insgesamt zeigt sich durch die Entwicklung 
zahlreicher völkerrechtlicher Instrumente zu 
Kulturgut-Rückgaben, dass diesen von den Staaten 
eine wichtige Rolle zugesprochen wird. Auch eine 
Vielzahl an Museen als rechtliche Besitzer vieler 
Kulturgüter hat inzwischen eine proaktive Rolle 
eingenommen247 und kann auf Grundlage des 
ICOM-Kodex Rückgaben von sich aus initiieren. 

Im Zuge der Anerkennung eines postkolonialen 
Konflikts im Völkerrecht wurden in der vorliegenden 
Untersuchung auch alternative Lösungen 

ungewiss, 11. Mai 2023, 
https://www.deutschlandfunkkultur.de/benin-bronzen-raubkunst-
nigeria-restitution-
100.html#:~:text=Im%20Sommer%202022%20haben%20sich,des%
20historischen%20K%C3%B6nigreichs%20Benin%20lagen. 
247 Allgemein zur Rolle von Museen für Rückgaben und Versöhnung 
siehe S. von Schorlemer, Die panafrikanische „Charter for African 
Cultural Renaissance“, 2025, S. 187ff. 

https://www.deutschlandfunkkultur.de/benin-bronzen-raubkunst-nigeria-restitution-100.html#%3A~%3Atext%3DIm%20Sommer%202022%20haben%20sich%2Cdes%20historischen%20K%C3%B6nigreichs%20Benin%20lagen
https://www.deutschlandfunkkultur.de/benin-bronzen-raubkunst-nigeria-restitution-100.html#%3A~%3Atext%3DIm%20Sommer%202022%20haben%20sich%2Cdes%20historischen%20K%C3%B6nigreichs%20Benin%20lagen
https://www.deutschlandfunkkultur.de/benin-bronzen-raubkunst-nigeria-restitution-100.html#%3A~%3Atext%3DIm%20Sommer%202022%20haben%20sich%2Cdes%20historischen%20K%C3%B6nigreichs%20Benin%20lagen
https://www.deutschlandfunkkultur.de/benin-bronzen-raubkunst-nigeria-restitution-100.html#%3A~%3Atext%3DIm%20Sommer%202022%20haben%20sich%2Cdes%20historischen%20K%C3%B6nigreichs%20Benin%20lagen


 

          Völkerrechtliche Grundlagen für die Rückgabe von Kulturgut aus kolonialen Kontexten 21 

aufgegriffen. Eine Lockerung der Intertemporalität 
wäre dabei nur bei äußerst schweren Verbrechen 
möglich, wobei eine Grenzziehung dessen eine 
große Herausforderung darstellt. Eine 
Berücksichtigung lokalen Rechts wird durch geringe 
empirische Nachweise erschwert und das Prinzip 
des Common Heritage of Mankind als Argument 
gegen Rückgaben verwendet.  

Eine allgemeine völkerrechtliche Verpflichtung zur 
Rückgabe von unter kolonialen Bedingungen 
verbrachtem Kulturgut hat das Potenzial, ein starkes 
Zeichen an die ehemaligen Kolonien zu senden. Sie 
würde nicht nur eine Anerkennung damaligen 
Unrechts bedeuten, sondern würde gleichzeitig eine 
Form der Wiedergutmachung bieten. Auch 
freiwillige Rückgaben, wie sie in den letzten Jahren 
zu beobachten waren, tragen positiv zur 
Beendigung dieses hier nur skizzierten, tatsächlich 
aber recht komplexen postkolonialen Konflikts bei. 
Jedoch haben sie eine negative Wirkung, wenn sich 
ehemalige Kolonialmächte auf der Rückgabe 
einzelner Kulturgüter „ausruhen“ und ihre 
postkoloniale Verantwortung damit als erfüllt 
ansehen. Die massenhafte Verbringung von 
Kulturgütern unter kolonialen Bedingungen führte 
zu einem Verlust von Identitäten in zahlreichen 
Gemeinschaften, welcher bis heute anhält. Erst 
feste Rückgabeverpflichtungen werden für mehr 
Gerechtigkeit in dieser Thematik sorgen und einen 
Beitrag zur Lösung postkolonialer Konflikte bieten. 

Es bedarf daher neuer Reformansätze. Zuallererst 
müssen die Versuche, den Kulturgüterschutz 
weniger staatsbezogen zu orientieren, weiter 
fortgesetzt werden. Da die substanzielle 
Hervorbringung eines Kunstwerkes stets auf 
menschlich-kreativer Aktivität beruht, dürfen der 
wesentliche Schöpfer der Kulturgüter und seine 
Gemeinschaft nicht außer Acht gelassen werden.248 
Deshalb bedarf es einer Partizipation der 
Ursprungsgemeinschaften an 
Rückgabeverhandlungen. Sonst kann es dazu 
kommen, dass eine Rückgabe an einen 
Ursprungsstaat gar nicht der 
Ursprungsgemeinschaft selbst zugutekommt und 
dies wiederum Anlass für einen nationalen Konflikt 
bietet.249 Von Bernstorff und Schuler konstatieren, 
dass „aus menschenrechtlichen Schutznormen […] 

 
248 W. Fiedler, Vom territorialen zum humanitären 
Kulturgüterschutz. Zur Entwicklung des Kulturgüterschutzes nach 
kriegerischen Konflikten, 1996, S. 167f. 
249 Bspw. kam es bei Rückgabeverhandlungen der „Witbooi-Bibel“ 
und einer Peitsche an Namibia zu einem Konflikt innerhalb 
Namibias, vgl. Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst 
Baden-Württemberg, Rückgabe „Witbooi-Bibel“ und Peitsche / 
Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs Baden-Württemberg, 
21. Februar 2019, https://mwk.baden-
wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/rueckga
be-witbooi-bibel-und-peitsche-entscheidung-des-
verfassungsgerichtshofs-baden-wuerttemberg. 

ein Recht auf Teilnahme von 
Herkunftsgesellschaften an 
Restitutionsverhandlungen anzunehmen [ist], wenn 
es sich um Objekte handelt, die für deren ‚Identität‘ 
von zentraler Bedeutung sind“.250 

Eine neue Konvention mit einem Rückgabeanspruch 
auf unter kolonialen Bedingungen verbrachtes 
Kulturgut auf den Weg zu bringen, ist hingegen 
nicht zielführend. So wäre ein neuer 
Ratifikationsprozess nötig, in dem eine 
Rückwirkungsklausel viele Staaten von einer 
Ratifikation abhalten würde. Bilateralen 
Verhandlungen kommt daher eine hohe Bedeutung 
zu. Die geringe Nutzung des ICPRCP, welches eben 
diese Verhandlungen erleichtern soll, hat jedoch 
gezeigt, dass sowohl Ursprungs- als auch 
Marktstaaten ihr Engagement erhöhen müssten, 
damit es durch bilaterale Verhandlungen zu mehr 
Rückgaben kommt. Zu hoffen ist daher auf eine 
zunehmende Staatenpraxis freiwilliger Rückgaben, 
in denen sich die Marktstaaten auf die vielfältige 
Auswahl an völkerrechtlichen Instrumenten 
beziehen. Dadurch würde sich nicht nur die 
Bedeutung dieser Instrumente erhöhen, sondern 
sich mit der Zeit auch ein Völkergewohnheitsrecht 
zur Rückgabe von unter kolonialen Bedingungen 
verbrachtem Kulturgut entwickeln können. In den 
Dependenzstrukturen unserer postkolonialen Welt 
braucht es ein proaktives, 
verantwortungsbewusstes Handeln der ehemaligen 
Kolonialmächte, um eine Kooperation auf 
Augenhöhe zu ermöglichen. 

250 J. von Bernstorff; J. Schuler, „Wer spricht für die Kolonisierten? 
Eine völkerrechtliche Analyse der Passivlegitimation in 
Restitutionsverhandlungen“, in: Zeitschrift für öffentliches Recht 
und Völkerrecht, 79, 2019, S. 576; siehe auch Präambel, Art. 3 und 
Art. 11 Abs. 2 UNDRIP. Auch die ILA fordert in ihrem 
Abschlussbericht der Lissabon-Konferenz 2022 in Bezug auf 
Kulturerbe mehr Partizipation vielfältiger Akteure, vgl. ILA, Lisbon 
Conference, 2022, Participation in Global Cultural Heritage 
Governance, Resolution 01/2022, The 80th Conference of the 
International Law Association, 24. Juni 2022, S. 1ff. 
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